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Es WAar nıcht leicht, Aaus der Fülle des 1n dem BZA vorhandenen zußerst umfang-
reichen Aktenmaterials einen kurzen, einigermaßen lesbaren un zugleich anschau-
lichen Bericht ber den Kampf gyeben, den die kirchliche Obrigkeit 1mM Verein mıiıt
der überwiegenden Mehrzahl der Gläubigen 1n den 330er Jahren für die Erhaltung
der katholischen Bekenntnisschule, Ww1ıe sı1e durch das Reichskonkordat garantıert
WAar, geführt at, und zugleich die gemeınen Praktiken der damalıgen Machthaber
in ıhrem Bemühen dıe allgemeine Einführung der deutschen Gemeinschaftfts-
schule aufzuzeigen.

Für ine Diplomarbeit ware hier genügend Materı1a]l vorhanden und 1st daher
NUuUr hoffen, daß sıch 1n absehbarer elit jemand finden wird, der bereit ist, alle
Akten vollständig auszu werten, Was sicher ıne interessante Arbeit ware. Die er-
haltenen Akten stellen 1n ihrer Gesamtheit eın glorreiches Zeugnis des Bekenner-

der meıisten Gläubigen ın uUuNseTeEeTr 1Öözese dar, un dies eiıner Zeıt, als
wahrlich nıcht leicht Wal, für seine Überzeugung Ööffentlich einzutreten. Sıe sind
aber zugleich eın Beweıs dafür, wıe wen1g richtig ist, VO'  3 einer Kollektivschuld
des deutschen Volkes für die Verbrechen, die während der eıt des Drıtten Reiches
begangen wurden, reden.

Dıie gesetzlichen Grundlagen der Bekenntnisschule

Im Kampf die Bekenntnisschule 1n den Jahren von 1936 wurde VO:  $ den
Bischöfen ımmer wieder auf die gesetzlichen Bestimmungen, W1€e s1e durch die MIt
dem Apostolischen Stuhl abgeschlossenen Konkordate vorlagen, hingewlesen.

a) Das Reichskonkordat
Diese Vereinbarung wurde Junı 1933, also NUr weniıge Monate nach der

„Machtergreifung“, zwıschen dem Heıligen Stuhl und dem Deutschen Reich g..
schlossen. Nachdem das Konkordat September ratifiziert worden War, wurde

September desselben Jahres 1mM Reichsgesetzblatt bekanntgegeben, \
durch Gesetzeskraft erhielt

Voraus ging iıne Rede Adolf Hitlers, die März 1933 VOr dem Reichs-
Lag gehalten un: 1n der die (angeblichen) Grundsätze der Regierung hin-

1 Vgl Wenner, Reichskonkordat un!| Länderkonkordate (Paderborn
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sichtlich ıhrer Stellung den beiden qcQhristlichen Kontessionen 1n Deutschland dar-
gelegt hat Hiıtler damals:

„Dıie nationale Regierung sieht 1n den beiden christlichen Kontessionen wich-
tigste Faktoren der Erhaltung unseICcs Volkstums. Sıe wırd die zwischen ıhnen un
den Ländern abgeschlossenen Vertrage respektieren; ihre Rechte sollen nıcht AaNSC-
Lastet werden Dıie nationale Regierung wırd 1n Schule un Erziehung den christ-
lichen Kontessionen den ıhnen zukommenden Einflufß einräumen und sicherstellen.
Ihre 5orge gilt dem aufrichtigen Zusammenleben 7zwischen Kiırche und Staat
Ebenso legt dıe Reichsregierung, die 1mM Christentum die unerschütterlichen Funda-

des sittlichen und moralischen Lebens unseres Volkes sıeht, den größten
Wert darauf, die freundschafttlichen Beziehungen Zu Heıiligen Stuhl weıter
pflegen un! auszubauen“

Im Geıiste dieser Worte heißt in der Präiäambel des Konkordates: „Seine He:ı-
ligkeit Papst Pıus p#} un der Deutsche Reichspräsident gewillt, das Verhältnis
7zwischen der katholischen Kirche un dem Staat für den Gesamtbereich des LDeut-
schen Reiches 1n eıner beide Teıle befriedigenden Weise auernd regeln, haben
beschlossen, ine feijerliche Übereinkunft treffen, welche die mMi1t den einzelnen
deutschen Ländern abgeschlossenen Konkordate erganzen un auch tfür die übrigen
Länder ıne 1n den Grundsätzen einheitliche Behandlung der einschlägıgen Fragen
siıchern oll“

Bedeutsam für die Schulfrage 1St bereits Art Z der besagt: „  Je M1t Bayern
1924), Preufßen (1929) und Baden abgeschlossenen Konkordate bleiben be-
stehen un: die 1n ıhnen anerkannten Rechte un!: Freiheiten der katholischen Kirche
innerhalb der betreffenden Staatsgebiete unverändert gewahrt. Für dıe übrıgen
Länder greifen die 1n dem vorliegenden Konkordat getroffenen Vereinbarungen
1n iıhrer Gesamtheit Platz. Letztere sind auch für die oben genannten dreı Länder
verpflichtend, sOWweıt S1e Gegenstände betreffen, die 1n den Länderkonkordaten
nıcht geregelt wurden oder sOWeıt s1e die früher getroffene Regelung erganzen.

In Zukunft wird der Abschlufß von Länderkonkordaten NUrLr 1M Einvernehmen
mit der Reichsregierung erfolgen.“

Nach diesem Art leiben also die 1n den Länderkonkordaten festgesetzten
Schulbestimmungen, das Bayerische Konkordat, VO  } dem gleich die Rede seın
wird, „unverändert gewahrt“.

Dıie Schulfrage selbst wird 1m Reichskonkordat 1n den Artikeln D m Z geregelt.
Art 21 bestimmt, daß der Religionsunterricht 1n allen Schulen, also auch in den

Simultanschulen, als „ordentliches Lehrfach“ AI Übereinstimmung MI1It den Grund-
satzen der katholischen Kirche“ erteilt werden soll Er lautet: „Der katholische
Religionsunterricht 1n den Volksschulen, Berufsschulen, Mittelschulen un: Sheren
Lehranstalten 1St ordentliches Lehrfach un wiırd 1n Übereinstimmung mMi1t den
Grundsätzen der katholischen Kıiırche erteılt. Im Religionsunterricht wiıird die Er-
ziehung vaterländischem, staatsbürgerlichem und soz1alem Pflichtbewufstsein
Aus dem Geiste des christlichen Glaubens- un Sıttengesetzes mit besonderem Nach-
druck gepflegt werden, ebenso w1e 1mM übrigen Unterricht geschieht.

Zitiert nach Schröteler, Katholische Bekenntnisschule un! deutsche Volksgemeıin-
cschaft (Limburg As Lahn Dieses Büchlein wurde 1937 VO Präsidenten
der Reichsschrifttumskammer auf die Liste des „schädlichen un unerwünschten Schrift-
tums“ BESETZL un der weıtere Vertrieb verboten; vgl BZA Regensburg 196

Vgl Schröteler, Katholische Bekenntnisschule (Anm
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Lehrstoff un!: Auswahl der Lehrbücher für den Religionsunterricht werden 1im
Einvernehmen miıt der ırchlichen Oberbehörde festgesetzt. Den kirchlichen ber-
behörden wird Gelegenheit vegeben werden, 1mM Einvernehmen mMit der Schul-
ehörde prüfen, ob die Schüler Religionsunterricht 1n Übereinstimmung mit
den Lehrern und Anforderungen der Kırche erhalten.“

Der Relıgionsunterricht sollte also 1n allen Schulen Kraft 1n den Dienst der
deutschen Volksgemeinschaft stellen. Dabei sollen jene sittlichen Haltungen „mMit
besonderem Nachdruck gepflegt werden“, auf dıe damals besonderes Gewicht g-
Jegt wurde, nämlı;ch „vaterländisches, staatsbürgerliches un! soz1iales Pflichtbewußt-
sein“. Er sollte das iun ‚Adus dem Geiste des christlichen Glaubens- un: Sıtten-
gesetzes”.

Da, Ww1e 1n jedem Unterrichtszweig, auch 1 Religionsunterricht SOZUSAagCN
fast alles davon abhängt, w1e der Lehrer beschatten 1St, werden 1n Art. wichtige
Abmachungen über die Anstellung der katholischen Religionslehrer getroffen: „  el
der Anstellung VO'  - katholischen Religionslehrern findet Verständigung zwischen
dem Bischof und der Landesregjierung Lehrer, die SsCmHh ıhrer Lehre oder
sittlichen Führung VO' Bischof Zur weıteren Erteilung des Religionsunterrichtes
für ungeeignet erklärt werden, dürfen, solange dies Hindernis besteht, nıcht als
Religionslehrer verwendet werden.“ In diesen Vertragsbestimmungen wırd der
Kirche das echt der „MNLSSLO canonıca“ für Religionslehrer aller Schulen ZUSC-
sprochen.

Ist durch die Art z un der katholische Religionsunterricht 1n allen Schulen
gesichert, regelt Art und unmittelbar die Frage, die uns hier geht.

Zunächst sollte Art. damals die Beibehaltung un Neueinrichtung katholischer
Bekenntnischulen aller Art, der Ööffentlichen Ww1e der prıvaten, der Volks-, Mittel-,
Berufts- un!' Ööheren Schulen gewährleisten. Er regelte weiterhin Verfahren un
Voraussetzungen für die Neueinrichtung solcher Schulen: „  1e€ Beibehaltung un!:
Neueinrichtung katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet. In allen Ge-
meinden, 1n denen Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte beantragen, Wer-

den katholische Volksschulen errichtet werden, WEeNn die Zahl der Schüler
gebührender Berücksichtigung der Öörtlichen schulorganisatorischen Verhältnisse e1-
NCN nach Ma{ißgabe der staatlıchen Vorschriften geordneten Schulbetrieb durch-
führbar erscheinen Jäßt.“

Der Sınn dieses Artikels 1st klar Er garantıert zunächst 1m ersten Satz die katho-
lische Bekenntnisschule als Instiıtution un 1n dem Umfang, Ww1e Ss1e heute esteht
(rechtliche und taktische Garantıe). Im Zzweıten Satz wiırd aber auch ın allen deut-
schen Ländern, also auch 1n den sogenannten Sıimultanschulländern, die Neueıin-
richtung katholischer Volksschulen ermöglıcht. Diese mussen NCUu eingerichtet WeTL_i-

den, wenn Eltern oder Erziehungsberechtigte den Antrag stellen. Das Antragsrecht
1St damıt gesetzlıch gewährleistet, un ıne Behinderung dieses Rechtes ware ein
Verstoß die Konkordatsbestimmung. Allerdings wird nıcht jeder Antrag
ohne weıteres wirksam, sondern mu{fß bestimmte Bedingungen erfüllen. Es mu{l
1ne bestimmte Schülerzahl vorhanden se1n, die eiınen „geordneten Schulbetrieb“
durchführbar erscheinen äßt Was als „geordneter Schulbetrieb“ anzusehen ist,
hängt nach „Mafßgabe der staatlıchen Vorschritten“ vVon den „Örtlichen schul-
organısatorischen“ Verhältnissen 1b

S0 fest diese Bestiımmungen die Exıstenz der Bekenntnisschule auf ıne sichere
Grundlage stellten, besagen s1e sıch noch nıchts eo  ber das Wesen un den Geist
dieser Schule. Dieser Geıst aber steht un! fällt, WwWI1e die Erfahrung ze1igt, mit der
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Persönlichkeit des Lehrers. Sollte daher sichergestellt werden, dafß 1n den Volks-
schulen die katholischen Kinder nach den Grundsätzen des katholischen Glaubens
unterrichtet un: CrzZOSCN werden, mu{fite datür DESOTAL se1n, dafß iıhr LLUL solche
Lehrer angestellt werden, die eine Unterrichts- un Erziehungsarbeit 1m katho-
lıschen Geiste gewährleisten.

Diese Garantıen schuf der Artikel Er lautet: „An allen katholischen Volks-
schulen werden L1LUTr solche Lehrer angestellt, die der katholischen Kıirche angehören
und Gewähr bieten, den besonderen Erfordernissen der katholischen Bekenntnis-
schule entsprechen.

Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden Einrichtungen
geschaffen, die ıne Ausbildung katholischer Lehrer entsprechend den besonderen
Ertordernissen der katholischen Bekenntnisschule gewährleisten.“
Is unmittelbare Folgerung AauUs der Vorschrift des Absatzes in Art. wurde

1n Abs bestimmt, die katholischen Bekenntnisschulen anzustellenden Lehrer
müßten ine Ausbildung erhalten, die Gewähr bietet, da{lß S1e den besonderen Er-
fordernissen der katholischen Bekenntnisschule entsprechen vermögen.

Zu Art wird 1mM Schlufßprotokoll, das „einen integrierenden Bestandteil des
Konkordates selbst bildet“, noch bestimmt: „Soweıt nach der Neuordnung des
Lehrerbildungswesens Privatanstalten in der Lage sind, den allgemein geltenden
staatlichen Anforderungen für Ausbildung VO  3 Lehrern oder Lehrerinnen ent-
sprechen, werden bei iıhrer Zulassung auch bestehende Anstalten der Orden un!
Kongregationen entsprechend berücksichtigt werden.“

Art. 25 sicherte den katholischen Orden und religiösen Kongregationen das echt
ZUr Gründung und Führung VO'  3 Privatschulen: „Orden un! relıg1öse Kongre-
gatıonen sind 1mM Rahmen der allgemeinen (jesetze un gesetzlichen Bedingungen
ZUur Gründung un Führung VO'  3 Privatschulen berechtigt. Diese Privatschulen
geben die gleichen Berechtigungen w 1e die staatlıchen Schulen, sSOWeIlt Ss1e die ehr-
planmäßigen Vorschriften für letztere erfüllen.

Für Angehörige VO'  3 Orden oder relig1ösen Genossenschaften gelten hinsichtlich
der Zulassung ZU Lehramte un für die Anstellung Volksschulen, mittleren
oder Sheren Lehranstalten die allgemeinen Bedingungen.“

Dıieser Artikel WAar für die Bekenntnisschule deshalb VO  3 großer Bedeutung,
weil die Möglichkeit geboten hat, auch da, yemäß den Bestimmungen des
Art. ıne öffentliche katholische Bekenntnisschule nıcht möglıch WAafl, private
katholische Volksschulen einzuri  ten.

Miıt diesen 1in einem feijerlichen Vertrag verankerten Bestimmungen War, w 1e
iNnan kirchlicherseits offte, die katholische Bekenntnisschule rechtlich auf eın festes
Fundament gestellt

Das bayerische Konkordat
Im bayerischen Konkordat VO' März 1924 wird über die Bekenntnisschule

folgendes vereinbart:
Art N Der Unterricht un: die Erziehung der Kinder den katholischen

Volksschulen wırd 1Ur solchen Lehrkräften anvertiraut werden, die geeignet und
bereit sind, 1n verlässiger Weıse 1n der katholischen Religionslehre unterrichten
un 1m Geıiste des katholischen Glaubens erziehen.

62 Dıie Lehrer un Lehrerinnen, die katholischen Volksschulen angestellt
werden wollen, mussen Vor ıhrer Anstellung nachweisen, daß Ssıe ıne dem Charak-

Dargestellt 1n Anlehnung Schröteler (Anm. 1 3— 253
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ter dieser Schulen entsprechende Ausbildung erhalten haben Diese Ausbildung mu{
sıch beziehen sowohl auf den Religionsunterricht wıe auch auf jene Fächer, die für
den Glauben und die Sıtten bedeutungsvoll SIN  d. Die Erteilung des Religionsunter-
richtes die 1SS10 Canonıca durch den Diözesanbischof OTAaUsS.

:3 Der Staat wırd bei der Neuordnung der Lehrerbildung für Einrichtungen
SOTSCNH, die iıne den obigen Grundsätzen entsprechende Ausbildung der tfür katho-
lische Volksschulen estimmten Lehrkräfte sichern.

$ 4 In den Prüfungskommissıonen, die tür die Erteilung der Lehrbefähigung
den katholischen Volksschulen zuständıg SIN  d, erhalten die iırchlichen ber-

behörden mındestens für die Prüfung Aaus der Religionslehre ine ANSCIMCSHSCIHLC Ver-
tretung.

65 Soweıit nach der Neuordnung des Lehrerbildungswesens Privatanstalten
noch 1n der Lage SIN  d, die Vorbildung oder die berufliche Ausbildung VO  3 Lehrern
un! Lehrerinnen übernehmen, WIr:  d der Staat bei ihrer Zulassung auch beste-
hende Anstalten der Orden un: Kongregationen entsprechend berücksichtigen.

S6 Dıie solchen privaten Anstalten vorgebildeten Zöglinge werden, falls
diese Anstalten die staatlich vorgeschriebenen wissenschaftlichen Bedingungen CI-

füllen, nach Maßsgabe der allgemeinen Bestimmungen den staatlıchen Prüfungen
zugelassen.
X Dıie Erwerbung der Lehrbefähigung für Volksschulen, Mittelschulen und

höheren Lehranstalten SsSOWI1e die Übertragung e1ines Lehramtes wiıird für die Ange-
hörigen VO  3 Orden un relig1ösen Kongregationen keine anderen Bedingungen
geknüpft, als für Laijen.“

Art „In allen Gemeinden mussen auf Antrag der Eltern oder sonstigen Er-
ziehungsberechtigten katholische Volksschulen errichtet werden, wWennl bei einer
entsprechenden Schülerzahl eın geordneter Schulbetrieb cselbst 1ın der Oorm einer
ungeteilten Schule ermöglicht ISt.  er

Art An allen Volksschulen abgesehen VO'  $ den 1n Abs erwähnten
Fällen bleibt der Religionsunterricht ordentliches Lehrfach. Der Umfang dieses
Religionsunterrichtes soll 1mM Einvernehmen mit den kirchlichen Oberbehörden test-
ZESCLZT und gegenüber dem gegenwärtigen Stande nıcht gekürzt werden.

Sollte der bayerische Staat 1n etlichen Schulen rechtlich nıcht in der Lage se1n,
dem Religionsunterrichte den Charakter eınes ordentlichen Lehrfaches erteilen,

wiırd wen1gstens die Erteilung des prıvaten Unterrichtes durch die Bereitstellung
der chulräume SOWI1e durch deren Beheizung un Beleuchtung Aus gemeindlichen
oder staatlıchen Mitteln sichergestellt.
2 Den Schülern der Volksschulen, Mittelschulen un höheren Lehranstalten

wird 1m Benehmen M1t den kirchlichen Oberbehörden geeignete und ausreichende
Gelegenheıit ZUuUr Erfüllung ıhrer religiösen Pflichten gegeben.“

Art „S Die Beaufsichtigung und Leıtung des Religionsunterrichtes den
Volksschulen, Mittelschulen und höheren Lehranstalten werden der Kirche gewähr-
eistet.

62 Dem Bischof und seinem Beauftragten steht das echt Z Mi{(ßstände 1mM
relig1ös-sıttliıchen Leben der katholischen Schüler Wwı1ıe auch ıhren nachteiligen oder
ungehörıgen Beeinflussungen 1ın der Schule, insbesondere etwaıge Verletzungen
ihrer Glaubensüberzeugung oder relig1ösen Empfindungen 1mM Unterrichte, be] der
staatlichen Unterrichtsbehörde beanstanden, die tür entsprechende Abhilte Sorge
tragen wird.“

Art. 9 „S Orden und relig1öse Kongregationen werden den allge-
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meinen gesetzlichen Bestimmungen ZUuUr Gründung un! Führung VO'  3 Privatschulen
zugelassen. Die Zuerkennung VO'  3 Berechtigungen derartıge Schulen erfolgt nach
den für andere Privatschulen geltenden Grundsätzen.

N 2 Von Orden und relig1ıösen Kongregationen geleitete Schulen, die bisher
den Charakter öffentlicher Schulen gehabt haben, behalten ıhn, sofern S1e die
gleichartige Schulen gestellten Anforderungen erftüllen Unter den gleichen Vor-
bedingungen kann auch Schulen VO  3 Orden un! Kongregationen dieser
Charakter durch die Staatsregierung verliehen werden.“

Das preudfßische Konkordat von 1929 un das adısche Konkordat VO'  - 1932
enthielten keine Bestimmungen für ıne Konfessionsschule.

Der amp die Bekbenntnisschule
Der Kampf die christliche Bekenntnisschule 1n Bayern, den für den Bereich

der 1Öözese Regensburg aufgrund des umfangreichen Aktenmaterials schildern
Nnu HSGT Aufgabe seın WIr:  d; 1sSt ein außerst tragisches Kapitel der deutschen
Kirche Aus der heutigen Sıcht un! mi1t dem derzeitigen Wıssen die tatsächlichen
Ziele und Methoden der natiıonalsozialistischen Machthaber würden WIr jetzt die-
sen Kampf sicher anders führen als damals, als sıch die Kırche, WwW1e€e geze1gt, durch
feierlich abgeschlossene Verträge mıiıt dem Staat 1n ıhrem Bemühen den Weıter-
bestand der Bekenntnisschulen rechtlich abgesichert sah und auch die staatliche
acht weni1gstens nach außen hın bemührt WAafrl, den Schein des Rechts wahren.

Bereıts das Schreiben des Reichsministers für kirchliche Angelegenheiten V
23. Dezember 1935 etreff „Kirchengebet un Kreuz“ iın den Schulen konnte
jedoch ZU mindesten 1n der Formulierung Begınn des Schreibens die drohende
Gefahr schon damals erahnen lassen:

„Solange die konfessionelle Schule un in ihr der Religionsunterricht als ordent-
liches Lehrfach besteht, darf das Kreuz als charakteristisches Zeichen der christlichen
Religion nıcht Aaus den Schulen entfernt werden und 1St auch das Schulgebet
grundsätzlich nıchts einzuwenden. bitte, 1n diesem Sınne jene nachgeordneten
Stellen, die durch ihr Verhalten Anlaß der Beschwerde des Erzbischofs und viel-
leicht einer Hetze des Auslandes gegeben haben, anzuweısen“

a) Der Begınn des Kampfes die Bekenntnisschule
Erste Anzeichen des beginnenden Kampftes der Machthaber die

Konfessionsschule lassen sıch bereıts Aaus Wendungen 1n einer ede des bayerischen
Mınısterpräsidenten Ludwig Siebert ı1 arz  _ 1934, also 1Ur Jahr nach der
„Machtergreigung“, erkennen. In einem Protestschreiben der bayerischen Bischöfe
VO  3 damals heißt

„Anläßlich des teierlichen Staatsaktes der bayerischen Regierung hat Herr
Mınıisterpräsident Siebert einen Rechenschaftsbericht über die Arbeit der baye-rischen Regierung 1m verflossenen Jahre erstattet Im Rahmen dieses Berichtes
kam der Ministerpräsident auch autf die Zıele sprechen, die sıch die Staatsregie-
rung hinsichtlich der zukünftigen Gestaltung der Volksschule gestellt hat Dıie Aus-
führungen, die der Mınısterpräsident ıIn diesem Zusammenhang machte, siınd umso
bedeutsamer, als sS1ie in Gegenwart des Herrn Reichskanzlers Adolf Hıtler und
samtlicher Mitglieder der bayerischen Staatsregierung erfolgten. Sıe gipfelten in

5 Vgl BZA Regensburg 201
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der Ankündıigung, daß die Sımultanschule 1n der kommenden Entwicklung der
Schule ine besondere Förderung seıtens der bayerischen Staatsregierung ertahren
oll (vgl Bayerische Staatszeıtung Nr VO: Marz

Herr Ministerpräsident Siebert hat nıcht unterlassen, dabei ausdrücklich her-
vorzuheben, da{ß ohl WI1sSe, werde dieses VO'  3 ıhm angekündigte schulpoli-
tische Programm nıcht unwidersprochen hingenommen werden, insbesondere
Betonung der derzeitigen Gesetzeslage.

In der Tat mu die Ankündigung dieses schulpolitischen Programmes des baye-
rischen Minısterpräsidenten alle jene DOSIt1LV gläubigen christlichen Volkskreise aufs
schwerste enttäuschen, die auf TUn der teierlichen Erklärungen des Reichskanz-
lers VO' 23 März 1933 dürten glaubten, da{fß nunmehr die Bekennt-
nisschule den Schutz der nationalen Regierung genießen werde, nachdem s1e 1n der
Vergangenheıit VO Liberalismus un Marxısmus aufs heftigste bekämpft, ihr
Bestand aber trotzdem und namentliıch 1n Bayern dank des entschiedenen Eintre-
tens der christlichen Elternschaft ungeschmälert erhalten wurde.

Das angekündigte schulpolitische Programm des bayerischen Ministerpräsidenten
mu{fß UImINNSso bitterer enttäuschen, als der bayerische Ministerpräsident noch VOTr einem
Jahre 1n der Landtagssıtzung VO') 29 Aprıl 1933 erklärt hat, da{fß der Charakter
der Volksschule ın Bayern als Bekenntnisschule entsprechend der bisherigen (jeset-
zeslage gewahrt bleibe“

Zu Anfang des Jahres 1935 tratfen dann die Nazıs ZU offenen Kampf die
Konfessionsschule A beginnend in der Landeshauptstadt München.

urch ungeheure Propaganda, Einschüchterung un: Terrorisierung der Eltern
wurde be; der Schuleinschreibung Februar 1935 1n München erreicht, da{fß

der bisherigen Prozent NUr Prozent der 1CUu eintretenden Kinder für die
Bekenntnisschule gemeldet und Bekenntnisschulen in Gemeinschaftsschulen
gewandelt wurden. Selbst die VO  e} katholischen Ordensfrauen geleitete Schule des
Städtischen Waisenhauses wurde 1n ıne Simultanschule verwandelt. Soviel Gewalt
un Ungerechtigkeit, sovie] Beeinflussung durch städtische Schulbehörden geschah,
dafß Kardinal Faulhaber in seiner Papstpredigt 1935 teierlichst dagegen protestie-
T1CN mußte.

Dann wurde ıne eıgene Kampforganisation für die staatliche Einheitszwangs-
schule gegründet, die „Deutsche Schulgemeinde“, die sıch einerseıits durch keinerlei
Konkordatsverpflichtungen gebunden fühlen brauchte, anderseits durch Der-
sonalunion ihrer Vorstandschaft mit staatlichen oder städtischen Schulleitern über
großen Einflu ß und starke Druckmiuittel verfügte.

Zur Schuleinschreibung 1936 trat die Deutsche Schulgemeinde 1n München mMit
nachfolgendem Plakat die Offentlichkeit, während den Freunden der Bekennt-
nisschule jede Ööffentliche Bekanntmachung oder Aufklärung verboten WAar:

„Warum Deutsche Gemeinschaftsschule?
weil der Zweck uUNnseTCsS völkischen Lebenss, die Erhaltung der Natıon 1n ihrer Er-

ziehung ZUr Gemeinschaft und einheitlichem Wıllen erreicht werden kann,
weil s1ie die Volksgemeinschaft auch auf dem Gebiete der Erziehung verwirklicht,
weiıl S1e als christliche Schule den Religionsunterricht für beide Kontessionen

1n vollem Umfange durchführt, aber 1n anderen Unterrichtsftächern
keine Trennung nach konfessionellen Gesichtspunkten duldet,

weiıl s1e eın wohlgegliedertes Schulwesen ermöglıcht und dadurch den besten Er-
ziehungs- und Unterrichtserfolg verbürgt,
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weıl die hohe Schülerzahl 1n vielen Klassen vermieden wird,
weıl Sie jedem Kınde den Besuch der nächstgelegenen Schule ermöglıicht,
weıl der Bau Schulhäuser 1Ur für Gemeinschaftsschulen erfolgen kann“

Für den Nürnberger aum hat 1n einer Massenkundgebung 1n Ansbach der da-
malige Regierungspräsident Dippold Januar 1935 die Kampfparole AauUSSC-
geben. Zu Beginn seiner Rede iın der Rezathalle meıinte

„Wer die Jugend hat, hat die Zukunft. VWer hat bei uns die Jugend, oder Wer
111 Ss1e haben? Wer erhebt Anspruch auf s1e, wer ringt s1e In erstier Linıie er -
hebt Anspruch das Elternhaus, die Famıilie, dann für die relig1öse Erziehung auch
die Kirche, weıter der Staat, die Schule, iıne Reıihe VO  3 Gemeinschaften, Vereıine,
Organısatıonen un wenn iINnan die eIit des 5Systems denkt, auch die politischen
Parteıen. S1ie alle, lauter Großmächte haben die Jugend un!: emühen
sıch s1e. Den ersten Anspruch hat Kraft des natürlichen Rechts die Famailıe, s1ie
als die Keimzelle allen völkischen Lebens un als die Urzelle jeder Gemeinschaft
überhaupt. Keın rechtschaffener Vater un keine Mutter, die diesen Namen wirk-
lıch verdienen, lassen sich die Erziehung iıhrer Kınder nehmen, das 1St ine Selbst-
verständlichkeit. CC

Wiährend das, Was Dippold h  1er u  —  ber das Familienrecht Sagt, urchaus richtig
1St leider wurde auch dieses schon bald danach VO'  3 den Nazıs mMi1t Füßen KO-
ten äßt dann doch die Katze Aaus dem Sack, 1n dem darlegt, aru die

Machthaber die Gemeinschaftsschule ordern:
„Heute ordert der Staat das Recht der Erziehung seiner Jugend; 1St nıcht
9 diese Jugend eLw2 fertig ErZOgCNHN Aus der and der Kiırche empfan-
SCNH, dann erst seine nationalsozialistische Erziehung beginnen. Das Jugend-
ideal 1St heute ein anderes als früher. Wır haben Reichsparteitag gehört, wıe
der Führer diese Idee aufzeigte; 111 iıne Jugend, körperlich gesund, denn S1e 1st
das kommende Volk, schlank un!: rank, $link AT Windhunde, Zzäh w1e Leder un!
hart Ww1e Kruppstahl, Menschen VO  3 Charakter, Anstand und innerer Sauberkeit.
So 111 der Führer die eutsche Jugend und muß S1e werden.

Wo sıch 1mM Drıitten Reich diese Jugenderziehung zZuUu ucn deutschen Menschen
vollzieht, 1St ekannt: Jungvolk, Jungmädel, Hitlerjugend un!: BdM, 5 53 Ar-
beitsdienst und Wehrmacht, lauter Anstalten un Einrichtungen ZUur Erziehung
des deutschen jungen Menschen 1m Sınne des Nationalsoz1ialısmus. Dazu kommt
1ine Sanz alte Erziehungseinrichtung, die Schule, der Stätte, der der Staat VO'  3

jeher die Bildung der Jugend vollzogen hat, der Volksschule. S1ie 1St die Anstalt,
die jeder junge Deutsche durchlaufen mu un die gerade dem jungen Menschen

besten das Bild der Volksgemeinschaft versinnbildlıcht. Dıie Volksschule soll
ein Herz- un Kernstück der Volksgemeinschaft se1n; heute 1St s1e noch nıcht“

Vom beginnenden Schulkampf 1mM Raum der 1öÖzese Regensburg andelt eın
Brief, den Bischof Michael Buchberger März 1935 Kardinal Faulhaber
geschrieben hat

„EW. mınenz!
Das Bayer. Staatsminısterium ftür Unterricht un Kultus sıch in den Ange-

Jegenheiten, welche Schule un Erziehung betreften, 1in offenkundiger, hem-

Vgl J. Neuhäusler, Kreuz un Hakenkreuz. Der Kampf des Nationalsozialismus 5C-
SCIL die katholische Kirche un der kırchliche Widerstand. Erster Teil München 88
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mungsloser und weitgehender Weıse über die Bestimmungen des Bayer. Konkor-
dates, insbesondere des Art w 1e auch des Reichskonkordates, besonders des Art

und 25 hinweg, dafß ohl der Bayer. Episkopat nunmehr mit aller Entschieden-
heit dagegen Stellung nehmen muß Das wird meıines Erachtens sicher auch den
Intentionen des tuhles entsprechen und dessen eigene Stellungnahme erleich-
tern.

Nach Art des Bayer. Konkordates wiırd der Unterricht auf die Erziehung
der Kinder 1n den katholischen Volksschulen 11UTr solchen Lehrkräften an vertraut

werden, die geeignet un wert sınd, 1n verläßiger Weıse 1ın der katholischen Lehre
unterrichten un: 1m Geıiste des katholischen Glaubens erziehen. Nach dem

Verhalten un nach Aussprüchen verschiedener Lehrpersonen können dieselben
nıcht ehr als für diesen Z weck gyeeignet erachtet werden. Manche stellen sıch auf
den Standpunkt Rosenbergs. Es legen aber auch ımmer mehr Lehrpersonen den
Bibelunterricht nieder, beispielsweise jüngst 1n Schwandorf Lehrer auf einmal.
Sıe sind also offenbar nıcht bereıit, 1n der katholischen Religionslehre nNnier-

richten. Das Kultusministeriıum ßr dies ruhig geschehen, INa  - SOSaLL,
da{fß die betreffenden Lehrpersonen 1mM Sınne des Kultusministerium handeln. urch
diese gehäufte Niederlegung des Bibelunterrichtes werden die Geistlichen iINan-

chen ÖOrten MIi1t einer großen Anzahl VO  3 Religionsstunden belastet, da{ß Ss1ie bei
bestem Willen und bei Eınsatz aller Kräfte der Aufgabe nıcht mehr nachkommen
können. iırd der Antrag gestellt, da{fß eın hauptamtlicher Katechet berufen werde,

gibt es Schwierigkeiten auf Ablehnung auch dann, WEn tür diesen Katechet das
Vollma{fiß der Unterrichtsstunden aufgewiesen 1St. Wenn der Religionsunterricht 1n
den Volksschulen gemäfß Art 21 des Reichskonkordates ordentliches Lehrtach ist,
dann muß doch der Staat auch 1m Bedarfstall hauptamtliche Katecheten anstellen
un bezahlen.

Nach Art 02 mussen Lehrer und Lehrerinnen, die in den katholischen
Volksschulen angestellt werden wollen, nachweisen, daß s1e ıne dem Charakter
dieser Schulen entsprechende Ausbildung erhalten haben Diese Ausbildung mu{fß
sich auch auf jene Fächer beziehen, die für den Glauben und die Sıtte bedeutungs-
voll sind. Nach $ 3 WIFr:  d der Staat bei Neuordnung der Lehrerbildung für Eın-
richtungen SOrg«en, die ıne den geNaNNLECN Grundsätzen entsprechende Ausbildung
der für katholische Volksschulen bestimmten Lehrkrätte siıchern. Es hat aber allen
Anschein, da{ß die Neuordnung der Lehrerbildung über diese Bestimmungen sıch
völlig hinwegsetzt und esteht die größte Gefahr, da{fß die künftigen Lehrer iıne
Ausbildung erhalten, die dem Charakter einer katholischen Volksschule wider-
spricht

Auf die 1n Art des Reichskonkordates un Art. des Bayer. Konkordates
gesicherten katholischen Volksschulen soll, w 1e scheint, auf die yleiche Weiıse wıe
in München eın Ansturm 1m ganzen Lande gemacht werden. Auch hıer andelt
sıch eine planmäßige und gewalttätige Verletzung des Konkordates.

bitte, AaNregen dürtfen, dafß Ew miıinenz 1m Namen des Bayer.
Episkopates diese Konkordats- un Rechtsverletzungen bei der Bayer. un
bei der Reichsregierung Verwahrung einlegen. Vielleicht ware 65 angezeı1gt, da{fß
WIr vorher oder auch nachher einer kleinen Konfterenz zusammenkommen.

biete dafür meın Haus A das sich gcn seiner Weitläufigkeit un Abgelegen-
heıt einer Besprechung 1mM gegenwärtigen Augenblick gut eignen WUur:  de
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Als 1 gleichen Jahr 1mM Bezirksamt Ingolstadt mit der Sammlung VO  3 Unter-
schriften für die staatlıche Gemeinschaftsschule begonnen wurde eın moralıscher
Zwang scheint damals noch nıcht auf die Erziehungsberechtigten ausgeübt worden

seın hat Biıschof Buchberger 29 Februar 1935 folgendes Hırtenwort er-
lassen:

„Liebe katholische Eltern! Nach dem kirchlichen Recht 1St für katholische
Eltern ıne Gewissenspflicht, ıhre Kinder, WEeNnNn möglıich, 1n iıne batholische Schule

schicken. Diese Gewissenspflicht hat Hl Vater Pıus ML 1n seınem Rund-
schreiben über die christliche Erziehung der Jugend den katholischen Eltern aufs
nachdrücklichste eingeschärft. Ausdrücklich hat erklärt, daß für die katho-
lıische Erziehung der Kınder nıcht genugt, wenn der Schule 1Ur 1n eın Paar WOo-
chenstunden Religionsunterricht erteilt wird, der übrige Unterricht aber auf den
katholischen Glauben un!: die katholische Erziehung der Kınder keine Rücksicht
nımmt. Der Vater S 1e€ bloße Tatsache, dafß einer Schule Religions-
unterricht erteilt wird, bringt sı1e noch nıcht 1n Übereinstimmung miıt den Rechten
der Kirche un: der christlichen Famiılie und xibt iıhr noch nicht die Eıgnung für den
Besuch durch katholische Kinder. Daftfür 1St vielmehr notwendig, da{ß der an
Unterricht un Autfbau der Schule Lehrer, Schulordnung un: Schulbücher VO'  -
christlichem Geıiste eseelt sınd, dafß die Religion ın Wahrheit dıe Grundlage
und Krönung des anzen Erziehungswerkes darstellt.“

Katholische Eltern haben die Pflicht, iıhre Kinder 1n katholische Schulen chik-
ken; sS$1e haben aber auch das Recht dazu. Dieses Recht 1St ıhnen teijerlich verbürgt
durch das bayerische Konkordat und durch das Reichskonkordat. Artikel 23 des
Reichskonkordates bestimmt: „Die Beibehaltung UN) Neueinrichtung hatholischer
Bekenntnischsulen bleibt gewährleistet.“ Es hat also nıemand das Recht, Euch die
katholischen Schulen Eueren Willen nehmen oder FEuch Unterschriften
für ine nichtkatholische Schule nötıgen.

Man Sagl Euch Die Gemeinschaftsschule 1St iıne christliche Schule Auch WenNnn
das ware, 1St der Unterschied zwıschen einer Gemeinschaftsschule un einer
katholischen Schule dennoch sehr zrofß. In den katholischen Schulen sind alle Kınder
katholisch, 1n der Gemeinschaftsschule aber können die Kınder jeder Religion und
auch gar keiner Religion angehören. In den katholischen Schulen sınd nıcht blofß
die Kinder, sondern auch die Lehrer katholisch, in der Gemeinschaftsschule dagegen
können die Lehrer ebenso w 1e die Kinder auch einer anderen Religion oder keinem
relig1ösen Bekenntnis angehören; selbst WCNnNn alle Kinder katholisch siınd, W1C oft-
mals auf dem Lande, kann 1n der Gemeinschaftsschule der Lehrer nıcht katholisch
se1In. In den katholischen Schulen beten die Kınder ihre katholischen Gebete, f A
das Morgengebet oder den Engl ruß WI1e Hause in der Familie un: W1€e in der
Kırche, 1n der Gemeinschaftsschule dagegen siınd katholische Gebete, w 1e e A das
Ave Marıa, eın Gebet ZU Schutzengel oder unseren Heıligen ausgeschlossen.
Vom Religionsunterricht abgesehen, hört das Beten nach katholischem Brauch iın
diesen Schulen auf. In der katholischen Schule mussen Schulordnung, chulbücher
un Unterricht auf das katholische Bekenntnis der Kınder und auf katholische
Glaubensüberzeugung der Eltern Rücksicht nehmen, 1n der Gemeinschaftsschule 1St
das nıcht der Fall Daraus S  möget Ihr ersehen, Was katholische Kınder 1n der (36-
meıinschatftsschule für ıhre religiöse Erziehung entbehren und verlieren, auch dann,
WECeNnN diese Schule wirklich ine christliche Schule ware.

Liebe katholische FEltern! mahne und bitte Euch, erfüllt Lreu und ZeW1sseEN-
haft FEuere Erziehungspflicht Eueren Kındern und gebt uer wohlverbürgtes
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Recht auf Euere katholischen Schulen nıcht preıs. Dıie Verantwortung VOLT Gott,
vor Euerem Gewissen un Eueren Kındern 1St schwer“ 1}

Die Abschaffung der Bekenntnisschule ın der Stadt Regensburg
Dies alles wWwWar 11Ur eın Vorspiel für das, Was sich 1M Jahr 1937 auf dem Schul-

sektor vollzogen hat urch außen- und innenpolıtische Erfolge w1ıe der durch
dıe Alıerten ungehinderte Einmarsch der deutschen Wehrmacht in die sSeIt dem
Versaıiller Frieden entmilitarisierte one der Gebiete liınks des Rheins bzw. die
weitgehende Beseıitigung der Arbeitslosigkeit gestärkt, glaubten die Natıonal-
soz1ıalısten die Einführung der VO:  3 iıhnen angestrebten Gemeinschaftsschule auft le-
galem eg, Beachtung des Elternrechts, durch Abstimmung der Erzie-
hungsberechtigten erreichen können. Der propagandıstische Kampf wurde -
fänglıch nıcht direkt VO  3 der Regierung oder der Parteı, sondern durch die eingangs
erwähnte „Deutsche Schulgemeinde“ geführt.

In dieser Sıtuation hat Bischof Buchberger eın kurzes Hırtenwort herausgegeben,
das Fastensonntag 1937 1n den Pfarrkirchen der Diözese Regensburg VOCOI-
lesen wurde:

„Die „Deutsche Schulgemeinde“ hat ıhre Werbetätigkeit nunmehr autf die
rovınz und celbst auf das Land ausgedehnt. Das Ziel iSt. die katholischen Bekennt-
nisschulen verdrängen. Überall, 0 dort, überhaupt 11UTr katholische Kın-
der sınd, oll die „Gemeinschaftsschule“ eingeführt werden. Den Weg diesem
Ziel wıiıll die „Deutsche Schulgemeinde“ ebnen, weıl, WI1e 1n einem Zirkular
heißt, „der schulpolitische Kampf den parteiamtlichen und staatlichen Stellen CI-
schwert I das 11 ohl N, weıl die katholischen Schulen durch die Kon-
ordate gewährleistet sınd un: daher den Wıllen der Eltern nıcht ohne Wwe1l-

aufgehoben werden können. So hat also die „Deutsche Schulgemeinde“ -
nächst die Aufgabe, die Eltern für die Gemeinschaftsschule gewınnen. Es wird
War versichert, da{ dabeji kein Angrıiff auf die Konftessionsschule erfolgt, aber
in demselben Satz wiırd zZzu Kampf für die Gemeinschaftsschule aufgefordert
als ob dieser Kampf nıcht gerade dıe Konftessionsschule gerichtet ware und
ihre Beseitigung zZzu Ziele hätte! Als Vorwand für diesen Kampf werden die schul-
politischen Bestrebungen der Katholischen Aktion ZENANNT, Welche Bestrebungen
siınd das? Die katholische Kirche hat ke:  1n anderes Bestreben, als dafß die katho-
lischen Kinder ıhre katholischen Schulen behalten, WI1e feijerlich zugesichert wurde.
Die Katholische Aktion 1St mıit der Sache überhaupt nıcht befafßt: hıer andelt
sıch ein gesetzliıch verbürgtes Recht und nıcht Bestrebungen der Katholischen
Aktion. In anderen Ländern haben sıch die Katholiken katholische Schulen mit
großen Opfern erkämpft und unterhalten s1e vielfach mit noch größeren Opfern,
un uIllseren katholischen Eltern wiıird ZUSCMULET, da{ß S1e freiwillig preisgeben,
worauf S1e eın verbrieftes Recht haben

Und dieser erbitterte Kampf NSere katholischen Schulen? Man
Sagt, weil INa  3 diıe „deutsche Volksgemeinschaft“ herstellen 1l Haben WIr denn
ıne solche bisher nıcht? Hat der Weltkrieg nıcht den glänzenden Beweıs für die
eutsche Volksgemeinschaft geliefert, ohne daß dazu Eerst die „Deutsche Schul-
gemeinde“ Uun! die Beseitigung der Bekenntnisschulen gebraucht hätte! Neın,
andelt sıch anderes! Daher wırd auch die Kirche überhaupt nıcht mehr g-
nın den ZUr Jugenderziehung berufenen Faktoren.

Wıe Anm.
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Liebe Eltern! Haltet fest euCICIH katholischen Schulen! Nur 1n diesen habt iıhr
eın Recht auf katholische Lehrer und aut Berücksichtigung des katholischen lau-
bens 1M Unterricht. Nur 1n den katholischen Schulen habt iıhr ine Gewähr, dafß
das Kreuz Christ]ı un das katholische Gebet nıcht verschwinden mussen, wıe
auch bei uns bereits 1n einer Gemeinschaftsschule angeordnet WAar. Das Bekenntnis
Zur katholischen Schule 1St eın Bekenntnis ZU katholischen Glauben. FEın solches
Glaubensbekenntnis 1St heute wahrlich notwendiger als Je. Liebe Eltern! Verlasset
uTre Kirche nıcht 1ın der eıit großer Getahr und Not! Nehmet die heiligen Pflich-
ten N:  ‘9 die iıhr die Seelen CUeCTeETr Kinder habt! Daran mahnt und darum
bittet euch uer Oberhirt“ 11

Wıe die Nazıs in Regensburg 1m einzelnen vorgingen, zeıigen die Berichte, die
VO  - den Stadtpfarrämtern das Bischöfliche Ordinarıat eingereicht wurden !?
Daraus sollen U wenıgstens einıge Partıen wörtliıch wiedergegeben werden, da
diese 1n anschaulicher Weıse zeıgen, w ıe tapter die katholische Bevölkerung 1n dieser
Auseinandersetzung WAar un welchen brutalen Mitteln gegriffen wurde,
die Gläubigen mürbe machen und eın möglıchst großes Votum für die (3e-
meinschaftsschule erreichen. Im Jahr 1937 nahm INa  3 noch 1n Kauf, da{fß die ine
oder andere Bekenntnisschule weiterbesteht. Doch hoffte Man, dafß der weıte Schul-
WCY, den die Kinder dann 1n auf nehmen müßßten, in naher Zukunft viele Eltern

einem Votum für die Gemeinschaftsschule bestimmen wiırd.
Wır bringen 1U  — Zuerst Teıle des Berichts des Pfarramtes Reinhausen VO:

April 1937
Trau Sp.; Jahre alt, wurde Dienstag, 1937 nachmittags 1/> Uhr VOnN

der Polizei verhaftet un! miıt Polizeiwagen ZUur politischen Polizei gebracht, da S1e
nach Angabe der Fam. Wildenauer, Reinhausen Flugblätter MIt Erklärung der
Stadtpfarrer über dıe Schulabstimmung verteılt haben soll Nachdem sich heraus-
gestellt hatte, da{ß diese Anschuldigung nıcht der Tatsache entspricht, wurde S1€e
wieder freigelassen. Beamte der politischen Polizei haben sıch selbst gewundert und
ıhrem Erstaunen auch Ausdruck gegeben mMiıt den Worten: Wıe INnan NUr ine alte
Tau Mit Jahrenneiner solchen Sache verhaften kann!

rau B., VWıtwe, die armste Wıtwe von Reinhausen Mit Kindern, hat erklärt:
Meiıne Kınder leiben sie sind. Auft die Frage, VO  3 Was S1e lebe, vyab s1ie ZUr
Antwort: Von der Wohlfahrtsunterstützung. Der iıne Mannn gab dem anderen
Auftrag: Schreiben Sıe sofort auf! Trau mit vollsten Nachdruck: Dann schreiben
Sıe mich auf, ich werde doch nıcht verhungern

Eıner kranken Trau wurde erklärt, der Zettel, den sS1ie unterschreiben soll,
se1 der richtige für die katholische Schule, 65 se1 dasselbe, Was der Stadtpfarrer
wünsche.

Trau wurde VO  3 den Besuchern lange bearbeitet, bis s1e ohnmächtig
sammengebrochen 1St. Nachdem s1e sıch von dem Anfall erholt hatte, hat INa  3 s1e
weiterhin gedrängt. Dıie rau blieb aber estandhatt. Dreimal aber hat iInNna  - S1e her-
nach noch besucht, bis INnan endlich einsah, dafß h  1er nıchts machen sel. Unter
anderem Sagten die beiden Herren, da{fß die Sache VO' Führer ausgınge, jeder musse
unterschreiben

Tau Therese hatte 1in der Kirche ein1ıge Flugblätter mıtgenommen un diese
Frauen der Nachbarschaft gegeben. Sıe arbeitete gerade vormittags 9 Uhr auf
einem Kartoffelfelde, als der Schutzmann kam und s1e Zur Polizei führte. Aut der
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Polizeistation jeß INnan s1€e bıs Miıttag Uhr, hernach wurde S1e MI1t dem Gefäng-
nıswagen abgeholt und ZuUrr Stadtpolizei vebracht. Immer wiıeder wollte iNna  —; WI1S-
SCH1, 1n welchem Auftrag s1e die Blätter verteilt habe Sıe WwWare würdig, nach Dachau
gebracht werden. Die Trau erklärte, das könnt Ihr tun, Ihr Onnt miıch auch
köpfen, aber für die Gemeinschaftsschule ekenne iıch mich nıcht.

rau Barbara W., Fabrikarbeitersgattin, 21ng, nachdem ıhr Mann unterschrieben
hatte, ZU:  3 Kreisleiter celbst und gie  *  e Wır haben uns anders besonnen, WIr neh-
INeN dıe Unterschrift ZUFÜ:  .  ck. Der Kreisleiter fuhr S1€e und gie  °  ° Sıe sind iıne
Verbrecherin gegenüber dem Führer und gegenüber Ihrem Kınd, das schließlich
nach Keilberg oder nach Ziegetsberg 1n die Schule gehen MU: Die rau blieb auf
ıhrem Standpunkt, bekam aber den Zettel ıcht L  ZUru  ck, weıl INa  3 iıhn anscheinend
nıcht gleich fand, und hat VOT dem Ptarramt ıhre Unterschrift zurückgezogen

Volksschullehrer Fritz Wımmer 1n Reinhausen hat seine Kinder nıcht ZUuUr Ge-
meinschaftsschule gemeldet. Als dann die Lehrerschaft zusammengerufen wurde,
un!: VO  3 Kreisleiter beauftragt wurde, tür die Gemeinschaftsschule werben mit
der Androhung des On erfolgenden Ausschlusses Aaus der Parte1 wobej INnan
noch ausdrück lich hinwies, W as bei Beamten der Ausschlufß Aaus der Parte1 für Fol-
SCIl habe kam Lehrer Wımmer 1n den Pfarrhof un! erklärte: S50 wird uns

gemacht; iıch annn 1U  —; einmal meıine Überzeugung nıcht andeln. sah
dem Herrn d da{f vollständig gebrochen se1l un! riıet ihm, eiınem Arzt
gehen und sıch eın Krankheitszeugnis ausstellen lassen. Als VO Arzte he  1mM-
kam und seine Trau weinend antraf, brach IN:  9 daß INa  - sotort den
Arzt rufen mußfßte, der Wochen Krankheitsurlaub anordnete. Heute, nach Ta
SCH, 1St der Herr noch vollständig yebrochen, daß INa  - ihn recht besorgt 1St.

Eın Inhaber der Tapferkeitsmedaille, Wagnermeıster B., Obermeister der Wag-
nerinnung, erklärt: habe 1M ganzen Krıeg nıcht sovijel ausgestanden, als diese
Woche Zu ıhm kamen eigens Wwe1l Herren VO  3 der Handwerkskammer pCr Auto
vorgefahren, iıhn ZU unterschreiben veranlassen. Er blieb standhafrt, ob-
ohl INan ihn hinwies auf die Arbeiten, die tür die Wehrmacht eisten habe,
welche Arbeitsaufträge auch einem anderen gegeben werden könnten.

Mehrere Frauen erklärten: Wır haben schon Jahre bitterster Armut durchge-
macht. Aber groß damals die Entbehrungen N, das Leid 1n dieser Woche
WAar weıt größer. Dutzende erklärten: Wır haben die anz Woche hindurch VOT

Aufregung nıcht mehr schlafen können
Wıe der Volksschullehrer Wımmer hat auch Hauptlehrer Josef Hopfner, wıe

Aaus den Akten ersehen 1St, die Unterschrift für die Gemeinschaftsschule Ver-

weigert. Dem VO der Parteı ıhm geschickten Mann %} erkläre Ihnen,
dafß iıch BaNzZCr Katholik bleiben werde bis meınem etzten Atemzuge.“ In dem
Bericht heißt weıter: „Darauf blieb dieser der Tuür stehen und verabschiedete
sıch Mi1t den Worten: Seien Sıe meıner persönliıchen Hochachtung gewifß!“

Im Bericht des Stadtpfarramtes NS Wolfgang VO Aprıl 1937 1st lesen:
„Zufolge prıvater Umfrage kann festgestellt werden, dafß beim erstien Besuch

der Eltern bei Begınn der Unterschriftensammlung 1n einem großen Teıl der Ptarrei
St Wolfgang aum 0/9 für die Gemeinschattsschule gestimmt haben

Dıie Eltern wurden dann bis 5 Ja bis mal VO'  3 Einzelpersonen un! VO  3 Der-
ON«CH zweıen besucht. Nach bereits fünftägiger Werbung konnten 1n dem 450
Famılien zählenden Block Wolfgangshäuser ErSL 0/0 erreicht werden.

Für die angewandten Methoden folgende Beispiele, die typisch sınd ur fast alle
Fälle, 1n denen die Unterschrift das Mal nıcht gleich gegeben wurde:
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Eıiner Tau R., Wıtwe, wurde gESagTt Wenn Sıe nıcht für die Gemeinschafts-
schule stımmen, wird Ihnen die Hältte der ension OMMECN.

Eın mittlerer Regierungsbeamter wiırd ZU Regierungsdirektor gerufen M1t der
Eröffnung: „1m Auftrag der Kreisleitung habe iıch Ihnen mitzuteilen, da{fß Ihre
Zukunft gefährdet er Ja aru denn?“ „Weıl Sıe nıcht für die Ge-
meıinschaftsschule gyestimmt haben.“ Tatsächlich hatte der Beamte nach dreiviertel-
stündıger Bearbeitung durch eınen politischen Leıter seine Unterschrift gegeben.

Eıner Wıtwe wırd gESART „Wenn Sıe nıcht unterschreiben, bekommen Ihre
Mädchen keine Lehrstelle. Und wırd iıhnen das an Leben nachhängen.“

Eınem Stadtarbeiter wird beim zweıten Besuch gEesSagt „Wenn Sıe nıcht nNntier-
schreiben un: S1ie lassen sıch das Geringste in Ihrem Beruft zuschulden kommen,

werden Sıe sofort entlassen.
Eınem unfiferen Postbeamten wırd gESARZT: „Wenn S1e nıcht unterschreiben, MmMus-

SCI1l Ihre Kıiınder bis nach Sallern 1n die Schule gehen.“
urch die gehäuften, oft äAußerst aufdringlichen Besuche wurden manche Eltern

ganz zermürbt. Schwerste seelische Konflikte wurden heraufbeschworen, Differen-
zen den Eheleuten rachten Unfrieden ın die Famıilıen

Daß ine zrofße Zahl VO  3 Eltern bis zZzu Aprıl fest geblieben 1St, bezeugt die
Tatsache, da{fß diesem Tag 1n manchen Kumpfmühler Kursen noch bis Kın-
der für die Bekenntnisschule gemeldet waren.“

Der Dompfarrer Höfner berichtete damals: Irotz allem War noch eın 1em-
liıcher Prozentsatz, der Stand hıelt für die Bekenntnisschule. Da mufßten die Lehr-
kräfte die Eltern abermals 1n die Schule vorladen un S1e aufs NeUuUeE bearbeiten.
Von einer Klasse wurden Zettel ausgeteılt und heimgeschickt, welche die verfäng-
ıche Frage enthielten (ohne jede Bemerkung Von Gemeıinschaftsschule): Wünschen
S1e, dafß Ihr ınd 1ın dıe Klarenangerschule gehe?

So begreift INa  - CS, da{fß die Eltern, innerlich zermürbt, ZUuU großen Teil für die
Gemeinschaftsschule unterschrieben. ber viele davon haben ihre innere Seelen-
ruhe verloren. Sıe wissen, Oru sıch handelt, aber S1e wichen dem ruck Be!
vielen Familien 1St der Friede gestOrt: der Mann hat unterschrieben, die rau
sträubte sıch dagegen. FEın Beıispiel VO'  — einer rau:?: Als INan s1e zwıngen wollte ZUr

Unterschrift, da antwortetie S1C® Wenn Ihr jetzt gekommen waret und hättet g-
sa  * Morgen werde iıch und meıine drei Kinder erschossen, dann hätte mich das
innerlich nıcht aufgeregt als iıhr Verlangen.

Viele Frauen weınten un! sınd seelisch gebrochen. Allgemein geht eın innerer
Wultschrei durch die Gemüter, ob dieser Art un: VWeıse, 1n der InNna  3 die Unterschrif-
ten für die Gemeinschaftsschule erzwingt und IMa  3 acht hellauf, wenn iıne Zeitung

schreiben WagtT, INa  3 hätte MIi1It Begeisterung unterschrieben, und doch a:  n
wenıge, sıch öffentlich arüber beschweren, weıl alle Angst haben VOTr den
Folgen.

Es dürfte ziemlich siıcher se1n, daß, Wenn volle Freiheit vorhanden SCWESCH,
WE keinerlei schlimme Folgen befürchten SCWESCH, wenn mMa  - nıcht MmMi1t solchen
Mitteln gedrängt hätte, keine U/9 für dıie Gemeinschaftsschule gestimmt hätten.

Was geschah VO:  3 uNserer Seite? In der Stunde des Aprıl wurde entsprechend
Aufklärung gegeben, ebenso 1n den Predigten der kommenden Sonntage. Zettel
wurden tausenden verteilt, welche die Eltern aufmunterten, test un: ein1g
bleiben, Ur für die Bekenntnisschule einzutreten. S. Bischöfliche Exzellenz hat
eiınen Aufruf erlassen, der verlesen un: verteılt wurde, Betstunden wurden gehal-
tcN, Erklärungen vervielftältigt, welche die gegebenen Unterschriften für die Ge-
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meinschaftsschule wieder zurücknahmen: Als Ertolg kann gebucht werden, da
ber 400 hre gegebene Unterschrift wieder zurücknahmen. Doch wurde durch die
Werbectätigkeit der katholischen Lehrkräfte das vielfach wiıeder illusorisch gemacht.

Selbst untferm Aprıil, nach Wochen eifrigster Tätigkeit der Gegner, siınd 1n
der St. Klaraschule noch 0/9 der Kınder für die Bekenntnisschule. In den Knaben-
schulen Ist selbstverständlich 1e] ungünstıger. Da dürften kaum mehr als 0/9
se1ın.

Dıie Arbeıt der Parteı1 hat noch nıcht aufgehört. IYSt nNntierm Aprıil erfahre
ich, da{ß neuerdings die Blockwarte die Besuche bei den Familien tortsetzen.“

Im Ordinarıat hoffte INa  3 ımmer noch, da{fß das ungesetzliche Vorgehen
durch Obmänner der Parteı VO'  3 der Regierung nıcht mıtgetragen werde, zumal
das Recht eindeutig auf seıten der Kirche WAar. In diesem Zusammenhang 1St die
„Beschwerde ber die Vorkommnisse bei der Schulabstimmung 1n Regensburg“
anzuführen, die das Bischöfliche Ordinariat April 1937 die Regierung
Von Niederbayern un!: der Oberpfalz gerichtet hat:

„Beı der Werbung für die Gemeinschaftsschule sind 1n Regensburg, Ww1e stadt-
ekannt Ist, VO den erziehungsberechtigten Eltern „Erklärungen“ für die Ge-
meinschaftsschule solchem ruck abverlangt worden, da{fß VO'  3 einer freien
Willensiäußerung nıcht mehr die ede se1ın kann. Dieser ruck hatte iıne Angst-
psychose Folge, die den Großteil der Erklärungen fraglich erscheinen äßt Indem
WIr hiemit VOT der Regierung und der Geschichte auf diese Beeinträchtigung der
Freiheit hinweisen, beantragen WIr, da{fß das konkordatsmäßige Recht der Kirche
auf Beibehaltung katholischer Bekenntnisschulen, WwI1ıe ın Art. 2% des Reichs-
konkordates gewährleistet wurde, gegenüber der Agıtatıon tfür die Gemeinschafts-
schulen geschützt und die völlıg freie Entscheidung der Eltern, ohne ruck und
Drohung, gehört werde.

Zu uUuNnserer Anklage auf Beeinträchtigung der Freiheit durch Ausübung Von
ruck und Drohung verweısen WIr auf folgende Tatsachen:

Es 1St stadtbekannt, da{fß die Eltern, die nıcht für die Gemeinschaftsschulen
unterschrieben, nıcht bloß einmal, sondern ‚ mal von Agenten, VO'  $ Gruppen
bei Tag bis ZU spaten Abend MI1t eıner On: verpönten Aufdringlichkeit, die die
Nerven der verschüchterten Bevölkerung zermürben mußte, aufgesucht wurden.
Dıie Arbeitsfront mußte ZU gleichen Zweck ıhre Betriebsappelle halten, die and-
werkskammer Zıtlerte solche Eltern, die sıch weıgerten; den Parteiangehörigen
wurde vedroht miıt Ausschlufß Aaus der Parteı un den Folgen (Dienstentlassung,
Vorbehaltung der Pensi0ons- und Rentenbezüge, der WHW-Unterstützung, der
Unterstützung für das ınd UuSW.). Den Kındern wurde gedroht MIit stunden-
weıtem Weg Zur Schule un mi1t Entziehung der Lehrmittelfreiheit. Nachdem der
Kampf Tage mMi1t einem, den Vertechtern der Gemeinschaftsschulen wenı1g eNtTt-
sprechenden Erfolg gedauert hatte, wurden Freitag durch Herrn Kreisleiter
Weigert die Lehrer aufgeboten; sS1e wurden auf Dienstbefehl verpflichtet, tür die
Gemeinschaftsschule werben.

Die Eltern haben 1n zahlreichen Erklärungen bekundet, WwW1e stark der ruck
WAar, WwIıe oft S1ie hören mußten: „Sıe haben die Folgen tragen. S1ie werden
entlassen. Sıe verlieren Verdienst.“ Und diese Drohungen sollen NUur „Aufklärun-
gen seın!

Viele hunderte VO'  3 Eltern, die solchem ruck unterschrieben haben,
haben hre Erklärung wiıiderruten un: uns den Widerruftf treuen Händen über-
geben. Noch 1e1 mehr Eltern würden iıhre Kinder der Bekenntnisschule zurück-
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melden, wenn ihnen die Versicherung gegeben würde, daß s1e keine wirtschaftlichen
Folgen für eın freies Handeln Aaus ıhrem Gewıissen befürchten hätten. Nach den
Erfahrungen der etzten Tage haben die Leute dieses Vertrauen nıcht mehr. Und
das 1St vielleicht die bitterste Seıte dieses den Katholiken aufgenötigten Kampfes.

Dıie Methoden der Einschreibung haben Folgen, die auch VO' nationalen
Standpunkt bedauern SIN  d,; die WIr als alte Oberpfälzer AusSs unserer Liebe ZuUur

alten Heımat doppelt beklagen: Uneinigkeit 1ın den Familien, Zerstörung von 1e]
Freude gerade bei jenen Famıilıen, die die meiısten Kinder haben un Schädigung
der Volksgemeinschaft. Es 1St mehr zerstOrt worden, als 1n einem Jahr aufgebaut
worden 1St. Es 1St Mißbrauch mit dem Namen des Führers getrieben worden durch
Agenten für die Gemeinschaftsschule, die den Leuten kamen und sagten: „Der
Führer schickt uns“.

Herr Kreisleiter Weıigert hat 1n der Presse aufgefordert, 1in den nächsten Tagen
jeden ruck bei der Einschreibung melden. Wır haben eınen Beitrag dieser
Aufforderung geleistet. Wenn diese Aufforderung nıcht ine leere Geste seın soll,
dann Z durch Herrn Kreisleiter Weıigert auch die hinreichende Garantıe für
freie Willenserklärung gegeben werden

Dıie Abschaffung der Bekenntnisschule ım übrigen Gebiet der zözese
In weıten Gebieten der Diözese Regensburg herrschte bis ZuU Begınn des Jahres

1938 1n der Schulfrage relatıve Ruhe Man türchtete, W1e scheint, die Festigkeit
der katholischen Bevölkerung, w ıe s1e sıch bei der Abstimmung 1m Jahr UVO 1n
der Ta Regensburg gezeigt hatte. Nun drängte die Parteı. Überall autf dem
Land tanden 1M Februar 1938 Abstimmungen Mit dem Ziel der Einführung
der Gemeinschaftsschule.

Ergreifend lesen sınd viele Berichte der Pfarrämter das Ordinarıat 1 Aus
diesen geht eindeutig hervor, welcher ungesetzlicher ruck VO'  3 seıten der Parte1
autf die Lehrer ausgeübt wurde, diese für die Werbung einzusetzen, da{ß kein
Lehrer widerstehen konnte, da seine Entlassung befürchten mußte. Auch gläu-
bige Lehrer siınd damals schwach geworden. Andererseıts zeigen die Berichte aber
auch, Ww1e treu die katholische Bevölkerung 1n diesem Kampf Zur Kirche gestanden
hat, wobe1l siıcher auch die Aversion weıter Kreise der Gläubigen die damalıi-
SCn Machthaber mitgespielt haben dürtfte. Zuletzt sıegte jedoch die Parteı, da s1e
die estärkere WAar.

Der Ptarrer VO  3 Neukirchen-Balbini meldete dem Aprıl 1938 das
Bischöfliche Ordinariat:

„Der freie Willensentscheid der Erziehungsberechtigten Wr nahezu unmöglich
gemacht.

Aus den einzelnen Orten 1St berichten:
In Neukirchen wurde die Abstimmung 1n der Weiıse bewerkstelligt, daß Je
Mann 1n oder Gruppen VO:  3 Haus Haus gingen un: die Leute MIi1t allen

möglichen Vorspiegelungen un Drohungen Zur Unterschritt tast ZWAaANgCNH. Sıe
ührten NUr die Liste für die Gemeinschaftsschule. Da trotzdem Erziehungs-
berechtigte nıcht unterschrieben, wurden S1e abends nochmals einzeln 1n das Schul-
lokal vorgeladen und ruck ZESETIZT. Ihr Verlangen nach der Bekenntnisschul-
lıste wurde verweigert. Nach Tagen wurden S1e nochmals VO  3 Parteimännern

Dıe folgenden Berichte StamMmmMen alle A4aUus dem umfangreichen Akt BZA Regensburg OA/
205
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aufgesucht und iıhnen wieder Drohungen endlich die Liste für die Bekenntnis-
schule vorgelegt, aber mMIt der eLtw2 folgendermaßen lautenden Unterschrift
erkläre mich hiıermit für die Bekenntnisschule und damit zugleich die eutsche
Volksgemeinschaft und den Führer. Das weıgerten s1ie sıch natürlıch eben-
talls unterschreiben, protestierten aber entschieden eın derartiges Ver-
tahren S0 kam hier eın Resultat von ungefähr 0/0 für dıe Gemeinschaftsschule
zustande. Bei freier Abstimmung ware das Ergebnis für die Gemeinschaftsschule
ohl höchstens Da 1{} Ö/9 SCWESCH Die Leute haben hernach oft yeweılnt, daß
S1e sich csehr haben betrügen lassen

Von einer freijen Abstimmung kann also auch h  1er WI1e anderswo keine Rede se1in.
Für solche Praktiken 1St christliches olk wirklich noch nıcht yeschult, WEeNN

iıch AZU! nıcht versaumt hatte, kurz UVO: noch einma]l auf schon VOTausSscCcSaNSCHNC
Abstimmungen 1n den Nachbarpfarreien hinzuweisen.“

ber die Praktiken be] der Abstimmung 1n Deggendorf berichtet der dortige
Pftarrer März 1938

In der Erkenntnis, da{fß iıne ehrlich freie Abstimmung 1mM Ptarrbezirk Deg-
gendorf ein klägliches Resultat für die Gemeinschaftsschule ergeben würde, WAar

die beabsichtigte Abstimmung ımmer wieder verschoben, schließlich VO  —3 den
1n Betracht kommenden Stellen auf das geheimste vorbereitet und 1n der ratffinier-
testen Weıse durchgeführt werden.

Selbst dıe Lehrkräfte der Knabenschule 1Ur mıiıt Auswahl in diıe ber-
tallaktıon eingeweiht.

Um 1/5 11 Uhr Samstag vormittag, den Februar 1938, erhielten dann samt-  &Ag
ıche Lehrkräfte der Knaben- W1€e der Mädchenschule den Auftrag, die be-
reitgestellten Zettel (Aufklärungszettel - rot un: Stimmschein - weifß) 1n Ver-

schlossenen Kuverten und MIt den Adressen versehen, durch die Kınder sofort den
Eltern zuzustellen, MIt der Weıisung, den Stimmschein bıs nachmittags Uhr 1n der
Knabenschule wieder abzugeben.

Die Vaäter bei der Arbeit, die Mültter Herde, also ohne Möglichkeit einer
ruhigen Besprechung und Aufklärung über den Sınn und Z weck des Stimmscheins,
der Stimmschein 1n einer Weiıse abgefafßßt, da{fß ja w ıe neın, unterschrieben und nıcht
unterschrieben, abgegeben und nıcht abgegeben 1n gleicher Weise als Zustimmung
galt Für die Gemeinschaftsschule, WAar der „Erfolg“, A die geforderten 95 0/9
tür die Gemeinschaftsschule VO  } vornherein siıchergestellt.

Wenn dieser Manöver und der darauf für die Lreuen Bekenner der Be-
kenntnisschule folgenden Drohungsaktion noch blieben, welche den anzcecn
Stimmschein durchstrichen un denselben geschrieben hatten: SI forderte
die katholische Bekenntnisschule für meıne Kinder“, während die größere Zahl auf
die Abstimmung überhaupt nıcht reaglerte und den Stimmschein nıcht ablieferte,

1St begreiflich, da{fß die Macher dieser Abstimmung auf ıhren Erfolg selbst nıcht
stolz und siıch bekannten, daß sıie ohne den Trick nıcht 0/9 tür die
Gemeinschafttsschule gezählt hätten.

Der Unterzeichnete ylaubt, 1M Vereın MmMit den Geistlichen des ganNnzZeCh Dekanates
alles haben, w as Zur Erhaltung der katholischen Bekenntnisschule
den gegebenen Verhältnissen geschehen konnte. Außer dem Flugblatt, das 1n der
Kiırche vorgelesen (vgl Beilage un verteilt un: 1n den Händen aller Er-
ziehungsberechtigten WAar, 1sSt immer wieder auf der Kanzel ZUuUr Abwehr der Ge-
meinschaftsschule gemahnt worden. Da( sämtlıche Pfarrer des Dekanates n
ihres Eintretens für die Bekenntnisschule angeklagt und mMiıt Geldstrate belegt WUI-

den, 1st dem Bischöflichen Ordinarıiate ohnehin ekannt.
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Möge Gott Nsere Kınder schützen und VOr dem Unglauben bewahren!“
In den Akten findet sıch auch der Stimmschein, der damals den Eltern VOrSC-

Jegt wurde. In diesem taucht der verwirrende Begriff von der „christlichen deut-
schen Gemeinschaftsschule“ auf. Außerdem werden die Stimmberechtigten VOTL die
Wahl gestellt, sıch tür diesen uen Schultyp entscheiden oder sıch außerhalb
der Volksgemeinschaft stellen:

Stimm/(chein
wünsche die Erziehung meınes(r) Kindes(r) ın der christlichen deutschen Ge-

meıinschaftsschule &. eine Schule, 1ın welcher Wwıe den Mittelschulen (z.
Gymnasıum, Realschule) für die kath Kinder der Relıgionsunterricht durch die
kath Kırche für°Kınder durch die N:  E Kirche) sichergestellt ISt.

Wenn ja
hier unterschreiben

lehne 6S ab, daß meıne(e) ınd(er 1mM Geiste der national-sozialistischen
Volksgemeinschaft nach dem Wıllen des Führers MIt allen andern
Kındern CrzZOSCNH werden.

Wenn nein
hier unterschreiben

Ich unterschreibe C  C h weiıl iıch sıch für dıe Gemeinschattsschule bin
bin MI1r darüber klar, dafß meın Nıcht-Unterschreiben als Zustimmung ZU!r
christlichen Deutschen Gemeinschaftsschule WIFr'! Wenn ich den Stimm-
schein bis ZUuUr geforderten eit nicht zurückgebe, gilt ebentalls als Ja-Stimme.

NB Y Der unterschriebene Stimmschein ist durch die Kinder oder durch Erwachsene
(Eltern!) bis um 2 1Im Schulhaus Knabenschulhaus abzugeben.
Eltern, die noch ırgendwelche Bedenken haben, erhalten dortselbst durch die
Klaßlehrer der politischen Leıter der SCIN die gewünschte Aut-
klärung 1

Besonders dramatisch 1St der Bericht des Pfarrers VO'  $ Wutschdorf über die dor-
tige Schulabstimmung Februar 1938

33 * Abends Z1ing iıch kurz VOrTr Uhr 1n das Schulhaus. Im Zıiımmer der Unter-
abteilung, die Lehrerin präsıidierte, saßen meıst Frauen, 1mM Zımmer der ber-
abteilung meist Männer. Als ıch 1n letzteres eintrat, herrschte darin ıne geradezu
unheimliche Stille: ıch kannte mıch nıcht recht AUuUs. Vorne stand der Lehrer und
Brauereibesitzer M.; iıch glaube, 1St Ortsgruppenleıiter. blieb 1n der Mıtte des

Nach dem Original-Stimmschein ın BZA Regensburg 205 Hıer eıne Reihe
weıterer aAhnlicher Stimmscheine.
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Zımmers stehen und fragte, wıe die Abstimmung VOT sıch gehen soll: dürfe doch
nıcht gleicher eıit 1n beiden Schulzimmern abgestimmt werden; manche Eltern
haben in beiden Schulzimmern Kinder, VO  3 manchen Eltern 1St NUr eines da;: wenn

diese 1n dem einen Schulzimmer abstiımmen, werden s1ie 1MmM anderen Schulzimmer als
abwesend bezeichnet un ıhre Stimme gilt dann als die konfessionelle Schule
abgegeben. Hıer etizten 1U  - w1e explosiv sofort die entrustesten  aa Zustimmungsrufe
ein; der Lehrer e, das gehe ıhn nıchts A} richte sich nach den Weısungen des
Schulrates, das Fräulein habe selbständig vorzugehen; übrigens werde das we1l-
tere Sagcnh, WE die Versammlung eröffnet 1St. Wıeder ebhafteste Protestrufe,
Ww1e Schwindel eitC. Der Lehrer macht weıtere Bemerkungen; wird iıhm wieder-
holt die Anschuldigung entgegengeschleudert: Da haben Sıe gelogen.

Um Uhr eröffnet der Lehrer die Versammlung, den Pfarrer AausSs dem Lokal
verweısen; habe der Schulrat angeordnet; der Ptarrer se1 nıcht erziehungs-

berechtigt. Ungeheurer Larm!  b Da sieht Man, hinausgeht! Der Pfarrer mu{
dableiben! Wenn der Pfarrer geht, gehen WIr auch SaDc den Leuten, Ss1e mussen
bleiben. Dem Lehrer erkläre ich se1 ıne Besprechung des Lehrpersonals mMi1t den
Eltern angekündigt worden; zn Lehrpersonal gehöre ıch auch, ich bin VO'  3 Staat
un Kirche als Religionslehrer bestellt

Es kommt eın Vertreter der Kreisleitung. Der N  arm geht weıter. Wieder wırd die
Frage gestellt, Ww1e die Abstimmung 1n den beiden Schulziımmern VOTr sich gehen
soll; der Vertreter der Kreisleitung versucht beruhigen; autf einmal kommt
ewegung die Leute:;: viele verlassen das Schulzimmer der Oberabteilung,

1n das andere Schulzimmer gehen, kommen aber bald wieder zurück, M1t
iıhnen auch solche, die bisher 1m anderen Zımmer Warcn; geht hın un: her Der
orößere Teil 1St wieder 1mM Schulzimmer der Oberabteilung. Der Lehrer verlangt
neuerdings, da{fß iıch das Schulzimmer verlasse, auch der Vertreter der Kreisleitung
bemüht sich in gleichem Sınne: wieder lauteste Protestrufe: Der Pfarrer mu{ blei-
ben gebe die gleiche Erklärung W1e vorher, füge bei, daß ich CZWUNSCH werde,
meın Eıgentum verlassen, wei  ] das Schulhaus Eıgentum des Frühme{fÖbenetiziums
sel1. beginne mich zurückzuziehen: eın Mannn springt AaUus der Bank auf mich Z
ruft: Sıe mussen leiben: da sind WIr auch noch da! verlasse das Schulzimmer:;
Frauen umrıngen mich, nehmen mich beim rm, rufen weinend: Herr Pfarrer,
Sıe mussen dableiben

bleibe auf dem Gange; die ure steht offen, ıch .  öre, Was 1 Zimmer VOTLT-

geht. Heftigster Larm! Der Herr VO  - der Kreisleitung geht hın un!: her, ute
Schwindel! Nun geht den Brauereibesitzer: Das an Jahr mussen WIr
deinen Plempel saufen, hast uns unl eld gebracht STC.

Noch ımmer kommt keiner Ordung: iInan hört Rute Wır lassen uns NSCETMN
Glauben nıcht nehmen; USCTEC Kinder mussen katholisch leiben Ww1e WIr. In der
Erregung erheben die Bauern die Gehstöcke. suche die Leute beruhigen:
S1e sollen sachlich bleiben, un: verlasse dann das Schulhaus, zumal ich ühlte, da{ß
Herz und Nerven ıne weıtere Belastung nıcht mehr en. Doch Hause hielt
iıch auch nıcht Aaus un Z1ng 1n das nahe Gasthaus, auf das Ende der Abstim-
INUNS Warten.

Um ©  8 1/ Uhr kamen die Leute VO  3 der Abstimmung 1n das Gasthaus; viele
VO'  3 auswarts un hatten das Bedürfnıis, sıch stärken un!: siıch auszureden. Im
dicht besetzten Gasthaus der gleiche Larm, die yleiche Aufregung un Entrüstung
wıe uUVOo 1m Schulhaus. 11 den Lehrer verteidigen, handle dem
Druck des Schulrates: INnan aßt 6csS nıcht gelten

229



Man berichtet dann VO: Verlauf der Abstimmung: Nachdem Ruhe geworden
WAar, hielten Lehrer und Kreisleitung iıhre Reden, 0S der trojanısche Krieg mußte
herhalten: ebenso das Fräulein. Lehrer un Fräulein sagten die gleiche ede her,
die wahrscheinlich VO' chulrat aufgesetzt WAar. Die Reden wurden MI1t eisıger
Kälte angehört. Zur Abstimmung legten dann Lehrer un: Lehrerin 1Ur une Liste
VOT, 1n der Ina  3 sıch 1Ur für die Gemeinschaftsschule einschreiben konnte. Dıe
Leute verlangten die Liste tür die Bekenntnisschule. Der Lehrer erklärte, habe
DUr ine Liste. Darauf etizten wieder ebhafteste Protestrufe eın Aus der ganzen
Versammlung Nur eın ehemaliger Bauer, der VOT eLtw2a Jahren seinen Hof VeCeI_I-
loren un jetzt 1im Armenhaus Sıtzt, C5, offen die Gemeinschaftsschule
verteidigen!

Dıie Leute etizten endlich durch, daß auf die ine Abstimmungsliste je ine
Rubrik mıiıt Ja un Neın eingesetzt wurde, daß die Eltern nach Belieben sich ein-
zeichnen konnten. Wıe viele für die Gemeinschaftsschule gyestimmt haben, konnte
ich nicht sicher teststellen. möchte die für die Gemeinschaftsschule abgegebenen
stimmen auf Hu J{ schätzen, die ohl NULr VvVon iırgendwie abhängigen Leuten ab
gegeben wurden, Ww1e VO':  3 Waldarbeitern. Als besonders rühmlich möchte ich noch
das Verhalten des staatlichen Revierförsters anführen, der sıch nıcht blo{fß für die
Bekenntnisschule einzeichnete, sondern auch dem Fräulein auf seıne Bemerkung,
da{fß auch 1n der Schule der Geistliche wıe bisher wirken könne, AaNLWOrTeie:
Das hat InNnan gesehen, als Ina  3 den Ptarrer Aaus dem Abstimmungslokal verwıes.

Im allgemeinen möchte ıch noch anfügen, da{fß iıch die Oberpfälzer einer olch
leidenschaftlichen Erregung nıcht tähig gehalten hätte;: da{fß csehr stürmisch
21Ng, geht Aaus einer Außerung der Lehrersfrau hervor, die folgenden Tage Zu

jemand Sagte, sie hätten sıch die aAn. acht nıiıcht schlafen geLraut, und dafß
s1e unmöglıch 1n Wultschdorf geworden selen. Die Erregung halt ımmer noch
Der Lehrer hat verschiedene kinderreiche Eltern aufgesucht oder vorgeladen und
s1e bearbeitet, da{fß Ss1e ihr Neın ausstreli:  en sollen und sıch für die Gemeinschafts-
schule erklären sollen: mıiıt welchem Erfolg, wei(ß ıch nıicht; iıch habe aber gehört,
da{fß eın Gütler, der Vater Von Kindern Jahren, dem Lehrer erklärt habe
lieber verzichte ich auf die Kinderbeihilfe

Wıe die Lehrer bei der Abstimmung ur die Gemeinschattsschule mißbraucht
wurden, zeıgt folgender Bericht des Expositus VO'  $ Bad Gögging VO Februar
1938

95 ° Das Ergebnis für die Gemeinschaftsschule WAar kläglich und beschä-
mend für die Agıtatoren. Die meıisten Eltern behielten die Zettel zurück, sehr viele
schickten sSie nıcht unterschrieben zurück, einzelne vermerkten: Wır erklären uns
für die katholische Bekenntnisschule. Nun begann 1n den Abendstunden eın Gene-
ralangriff. Der Bürgermeıster und Lehrer, ıch Sapc; Lehrer, yingen VO  3
Haus Haus und suchten alle jene Eltern auf, die noch keine unterschriftliche
Erklärung abgegeben hatten. Und 1U  3 kommt das, Was ich nıcht für möglıch g-
halten hätte, das Tragische und die bittere Enttäuschung: ausgerechnet dem Lehrer
wird das „Onus“ aufgeladen, mit dem Bürgermeıister VO:  - Haus Haus gehen,

die „Säumigen un: Widerspenstigen“ noch für die Abstimmung ZUur Gemein-
schaftsschule gewıinnen. Es WAar ohl tür den Lehrer der schwerste Bußgang
se1nes Lebens un! konnte sıch ohl dieser Aufgabe nıcht entziehen, ohne dabe;i
seine Stellung un: seıne Familie einem ungewissen chicksal preiszugeben. Warum
INa  3 gerade üulnseren Lehrer dazu verpflichtete, wiırd ohl vorläufig eın Rätsel
Jeiben; diesen Lehrer, dessen Einstellung Zur ewegung INan 1n der ganzeh
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Gemeinde kennt, der selbst seinen Kollegen als der „Schwärzeste den
Schwarzen“ bezeichnet WITF|  d, der und dessen Famailıe bisher miıt dem besten Be1i-
spiel sich kirchlichen Leben beteiligte, der jeden Tag die Kinder noch 1n der
Schulmesse beaufsichtigt und monatliıch den Sakramenten geht Da liegt doch
dıe Vermutung nahe, da{flß InNnan mM1t Absicht diese Methode wählte, weil] INa  3 siıch
dadurch den größten Erfolg versprach. Tatsächlich, die Kalkulation der Gegner hat
teilweıse ZzuLE Erfolge für s1e gebracht. Verschiedene Eltern haben sich dadurch
beırren lassen, besonders, da INa  3 ihnen versi  erte, wıe 1mM Aufrut heißt, dafß

sich NUur die Namensbezeichnung „Gemeinschaftsschule“ handle, 1m übrigen
bleibe alles beım Alten, der Religionsunterricht WUur  de auch fernerhin erteilt uUSW.

Bemerkenswert ist, W as 1ne einfache Bauersfrau erwiderte, als Inan mi1t Hınvweis
auf obige Erklärung s1e ZuUuUr Unterschriftsabgabe überreden wollte und dabei sagte:
Sıe dürte iıhnen doch gylauben, lüge s1e nıcht A} meılnte s1e: „Sıe nıcht, aber die
anderen

Zum Schlu{ß soll noch der interessante, wenn auch etztlich naıve Brief des Ptar-
rers von Wondreb die Gauleitung der 1n Bayreuth VO Fe-
bruar 1938 angeführt werden, der zugleich ze1igt, wıe weni1g etztlich die Gefahr
erkannt wurde, die VO'  j den damaligen Machthabern ausging:
„I erachte als meıne staatsbürgerliche Pflicht darauft aufmerksam machen,

daß die Begleitumstände, denen vielfach die Abstimmungen für die Gemein-
schaftsschule erfolgen, noch mehr aber die Gerüchte, welche den Abstimmungen
vielfach vorausgehen, nachgerade dazu angetan SIN  d, das Ansehen der Parteı und
des Staates aufs höchste gefährden. hne den eigentlichen Urheber richtig C1I-

mitteln können, gehen, w ıe ıch mich 7 hier meınem größten Entsetzen
überzeugen mudßte, folgende Außerungen noch VOL der Abstimmung herum: „Wer
mMit Neın stimmt, dem wird die Unterstützung, die Kinderbeihilfe, der Dienstplatz
ENTZOBCH; WeTr MIt Neın stimmt, bei dem geht die Umschuldung zurück, dem wird

CCdas Geschäft SCHNOMMEN , wWer MIt Neın stimmt, wırd umgebracht.
Da tatsächlich da un: dort wenı1gstens gew1sse Drohungen ausgefühft WOI-

den, gewinnen die wıldesten Gerüchte Boden, die bedenklicher sind, als
hier 1n der unmittelbaren ähe der tschechischen Grenze un viele deutsch-
böhmische Landarbeiter eingestellt SIN  d,; die und oft bei Gelegenheıit insbe-
sondere gerade jetzt be] der „Schlenkelweıil“ der Dienstboten über die Grenze
kommen un! dann dort natürlich all diese Dınge breittreten.

Aut diese Weıse wırd die Proklamierung der Freiheıt der Abstimmung 1m Aus-
and direkt Zu Gespött un! der Fabrikation VO  } Greuelmärchen naturgemäfß eın
ungeheuerer Vorschub geleistet. Im Innern des Landes aber wird durch solch be-
denkliche Gerüchte ganz unnötigerweise höchste Beunruhigung 1n die Bevölkerung
getragen, welche selbst beste Aufbaukräfte lähmt un: dadurch der Anschein be-
zÜünst1gt, als ob WIr iın Deutschland einer greulichen Diktatur stünden.

Es 1st selbstverständlich, daß iıch als verantwortlicher Seelsorger und Pfarrer hier
entsprechend Stellung nehmen werde, nicht zuletzt die „Methoden“ der
Abstimmung da un dort, die direkt eın ohn auf wahre Freiheit der Abstimmung
und ıne Schande für ıne Kulturnatıion W1e€e die eutsche 1St

Und ich ylaube sicher, wenn der Führer wüßte, auf welche Weise die Abstim-
MUNSCH u  9  ber die Gemeinschaftsschule da und dort zustande kommen, würde ıhm
der Appetit un die Freude über das Resultat vergehen.“
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Der Schulkampf endete, w 1e WAar, mit einem Sıeg der Parteı. ber-
all wurde die staatliıche Gemeinschaftsschule eingeführt und die Konfessionsschule
verboten. In den Akten findet siıch ıne diesbezügliche Anordnung der Regierung
Von Niederbayern un der Oberpfalz VO: Jun1ı 1938:; worın heißt

„Die Bürgermeıister sämtlicher Schulsitzgemeinden des Bezirksamts Eggenfeldenhaben den Antrag gestellt, die 1n ihren Gemeinden bestehenden katholischen Volks-
schulen 1n Gemeinschaftsschulen umzuwandeln.

Nach der VOIM 1883 betr. die Errichtung VO  3 Volksschulen un die
Bildung der Schulsprengel 407) 1ın Verbindung mit der Ersten urch-
führungsverordnung ZUur Deutschen Gemeindeordnung VO 1935 (RGBL. I

393) sınd die Bürgermeıster der Schulsitzgemeinden, un Wwar allein 1n eigener
Verantwortung, Zur Stellung eines derartigen Antrags befugt.

Die Anträge der Bürgermeıister tutzen sıch auf ıne Abstimmung, bei welcher
sich die überwiegende Mehrheit der Erziehungsberechtigten der Schulen für die
Einführung der Gemeinschaftsschule ausgesprochen hat Dieses Abstimmungsergeb-
N1Ss wurde War VO'  3 den Bischöflichen Ordinariaten Regensburg un: Passau aAaNSC-
zweıfelt, weiıl die Erziehungsberechtigten Einflüssen vVvVon seıten der Vertechter der
Gemeinschaftsschule unterlegen selen. Mögen aber auch tatsächlich die Vertechter
der Gemeinschaftsschulen ıhren Einflufß geltend gemacht haben, die Erziehungs-
berechtigten für ıhre Sache gewıinnen, haben doch ohl überall auch anderer-
se1ts die Vertreter der Gegenseıte alle iıhnen ZUur Verfügung stehenden Mittel an  —
wendet, eın tür die Beibehaltung der Bekenntnisschule günstiges Ergebnis her-
beizuführen. Das Gesamtergebnis der Abstimmung kann deshalb als Ausdruck des
wirklichen Willens der Erziehungsberechtigten werden

Eıne Verletzung der Bestiımmungen des Bayer. un: des Reichskonkordats liegtnıcht VOT, da durch diese Bestimmungen der Bestand der Bekenntnisschule Ur 1NsSO-
weıt gewährleistet ISt, als diese mıt dem Wıillen der Erziehungsberechtigten u  L  ber-
einstimmt.

Stiftungsmäßige Bestimmungen stehen der beantragten Umwandlung 1n (GGemeın-
schaftsschulen nırgend Die Regierung beschließt deshalb auf Grund der
S$ 7 und ® .

Sämtliche katholische Volksschulen des Bezirksamts Eggenfelden werden MIt
sofortiger Wirkung in Gemeinschaftsschulen umgewandelt.

I1l Dıie Schulsitzgemeinden und soOWweılt vorhanden ihrer Stelle die Schul-
verbände des Bezirksamts Eggentelden haben die Kosten des gebührenfreien Ver-
fahrens tragen.

Gegen diesen Bescheid steht den Beteiligten innerhalb einer unerstrecklichen
Frist VO  3 Tagen Beschwerde das Staatsministerium für Unterricht und Kultus
In München offen

Dıie Bürgermeıster, Pfarrämter un Schulleitungen siınd verständigen. Der
beiliegende Abdruck 1St für den Bezirksschulrat bestimmt. Dıie kirchlichen ber-
behörden erhielten den Bescheid unmiıttelbar zugestellt.“

-  &-

Wenn WIr Aaus heutiger Sıcht die Ereignisse VO  - damals betrachten, können WIr
nıcht umhıin, den Mut un: die Opferbereitschaft der Priester und Gläubigenbewundern, die den Machthabern immer wıeder die Stirn geboten haben und sıch
erst dann besiegt gaben, als eın weıterer Kampf aussichtslos bzw unmöglich WAar.
Dıie Mehrzahl der Gläubigen lebte damals noch AaUuUs ihrem Glauben, w1ıe iıhnen
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von eifrigen Seelsorgern 1n der Kirche und 1n der Schule gelehrt worden WAar, und
WAar den Weisungen der iırchlichen Obrigkeit Lreu ergeben.

Da der Kampf die Bekenntnisschule nıcht zuletzt eın Kampf den katho-
lischen Lehrer un dessen Einflufß auf die heranwachsende Jugend WAar, wurde VO'  3
den Machthabern der Hebel VOTLT allem hier, bei der Lehrerschaft, ANSZECSECTIZL. Die
UOrgane der Parteı ZWanNngCNh die Lehrer, sıch ihr Gewiıissen un ihre welt-
anschauliche Überzeugung persönlich für die staatlıche Gemeinschaftsschule WeI-
bend einzusetzen. Sogar die Lehrer, die urchaus relig1iös gesinnt un keines-
WCBS mıiıt den Nazıs sympathisierten, wurden damals Androhung ıhrer Diıenst-
entlassung mürbe gemacht, daß S1e bei der Werbeaktion mitmachten. Die Ge-
wissensqualen dieser gut-katholischen Lehrer siınd in den Akten verständlicherweise
nıcht niedergelegt.

Die eigentlichen Ziele der Parteı 1m Schulkampf wurden damals weitgehend
verschleiert. Man sprach VO  3 „Volksgemeinschaft“, Ja vielerorts VO'  3 „Christ-
lıcher Gemeinschaftsschule“, dachte aber eine Schulform, 1n der VO'  3 eiınem
Lehrertypus das nationalsozialistische Gedankengut den Kındern VO'  3 frühester
Jugend einge1impft wurde, wobe] MNan für iıne ZEW1SSE Übergangszeit den bis-
herigen Religionsunterricht innahm 1.

Doch auch h  1er wurden von Anfang Prügel 1n den Weg gelegt, ındem VOCI-
ındert wurde, daß die Lehrer Ww1e bisher den Bibelunterricht jelten und alle
Religionsstunden den Seelsorgsgeistlichen aufgehalst wurden. In geradezu teuf-
lischer Weıse haben die Machthaber verstanden, auch die treuen katholischen
Lehrer 1n Frontstellung die Geistlichen bringen, indem s1e diese SCZWUN-
SCH haben, sıch iıhre Überzeugung tür die Gemeinschaftsschule und damit

den Wunsch der kirchlichen Obrigkeit einzusetzen.
Al dies hätte vermieden werden können, WEeNnNn dıe Führungskräfte 1n der Kirche

rechtzeıitig die Ausweglosigkeit des Kampfes erkannt Anschauungsmateria]l
hat wahrhaftig nıcht gefehlt un! sıch mıiıt den Regierungsstellen abgesprochen
hätten, retten, w as noch retiten WAar, AaNSTAaitt diıe Lehrer und die Gläubigen
1Ns offene Messer IeNNEN lassen.

Noch wenıger können Wır heute verstehen, dafß LLUT Jahre spater, als wieder
die Bekenntnisschule 21Ng, für die sıch die CSU bis dahin stimmengewinnbrin-

gend eingesetzt hatte, kirchliche Kreise 1n eiınem MifSverständnis der Bestiımmungen
des Vatikanischen Konzıils über die Religionsfreiheit, die Konfessionsschule VO'  -
heute auf INOTSCH kampflos ZUgUNSteEN einer angeblich „christlichen Gemeinschafts-
schule“ preisgegeben haben

Man hat Aaus der Vergangenheit nıchts gelernt und, Wwıe scheint, wen1g er-

kannt, wIıe wichtig Ist, w essen Geistes die Lehrer sınd, die 1Nsere heranwachsende
Jugend unterrichten. Ob diese, wWenn sıe einmal erwachsen 1St und s1e gefordert
werden sollte, mıiıt demselben Glaubenseifer W1e ıhre Großeltern für die Belange
des Reiches Gottes eintreten wıird?

Während der Drucklegung 1st folgende 1erher gehörende Studie erschienen: Fr. Son-
nenberger, Der NECUE „Kulturkampf“. Die Gemeinschattsschule und ihre historischen
Voraussetzungen, ın Bayern 1n der NS-Zeıt, Bd 3 hrsg. VO  3 Broszat Fröhlich

Grofßmann (München 255 — 3D
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Beilage
Deggendorf, Julı 1937

An alle katholischen Eltern UN Erziehungsberechtigten
der Stadtpfarrei Deggendorf.

Aus Oberbayern kam die sehr überraschende Nachricht, daß nunmehr 1n allen dortigen
Gemeinden die deutsche Gemeinschaftsschule eingeführt werde, „weıl sıch die Eltern nahezu
hundertprozentig für diese ultorm ausgesprochen hätten.“ Es 1St 1U  3 $ da{fß
auch bei uns 1n Niederbayern die Eltern bald veranla{t werden sich „freı“ für die Gemein-
schattsschule auszusprechen. csehe mich daher genötigt nochmals alle Eltern un!: Er:
ziehungsberechtigten meıiner Pfarrei eın aufklärendes un!: mahnendes Wort richten.

Was wollen WIr MIiIt der Katholischen Bekenntnisschule? Wır wollen mMit ihr den katholi-
schen Glauben unNnserer Kınder bewahren und schützen! In dieser ule dürfen nämlich 1Ur
katholische Lehrer VOTLT Eure Kınder treten Uun! muß der gESAMTLE Unterricht und die Er-
ziehung dem Geiste uNseres katholischen Glaubens entsprechen.

In der Gemeinschaftsschule ber müßt Ihr Fure Kinder Lehrern an  en, die hne
Rücksicht auf ıhr relıg1öses Bekenntnis, hne Rücksicht auf ihre Gläubigkeit der Un-
gläubigkeit der auch Kirchenfeindlichkeit angestellt werden. Unsere klösterlichen Lehr-
kräfte, für dıe WIr uns 1M etzten Jahr M1t 937 0/9 der Eltern und Erzieher eingesetzt ha-
ben, müßten natürlich sofort AUS der Gemeinschaftsschule verschwinden: denn der Unter-
richt wırd dort 1m Geiste einer Weltanschauung erteilt, die 1n offenem Widerspruch
jedem Christentum steht. Gewiß dart zunächst noch katholischer Religionsunterricht 61 -

teilt werden. Aber, ob das bleibt? Und W as nutzen die Paar Religionsstunden, WLn der
Unterricht 1 den übrigen Fächern 1n einer Art erteilt wird, die das wieder niederreißt, Was
Ihr selber Hause und W as der Katechet 1n der ule mühsam 1n den Kindern aufbaut!

Ihr seht, es geht den Glauben Eurer Kinder! Darum Sage ich Eu
Als Katholiken müßt Ihr Euch mit allen Krätten die Einführung der Gemein-

schaftsschule wehren!
Ihr dürft den katholischen Glauben Euerer Kinder nıcht großer Geftahr 4A4USSETLTZEN.

SOonst würdet Ihr Euer Elterngewissen schwer belasten!
Als eutsche Katholiken dürft Ihr Euch wehren, weiıl (Gesetz und echt für Euch ist!

Es 1St unerhört beleidigend, Wenn INan den Kampf für die gesetzmäßig gewährleistete
katholische Schule als Volksverrat bezeichnet! Seit Wann ıst denn das Volksverrat,;, WeENnNn
LV dem Wort des Führers glauben, das der katholischen Kirche 1M Reichskonkordat
gegeben hat, das zZu Staatsgesetz rhoben 1St: 1e Beibehaltung und Neueinrichtung
katholischer Bekenntnisschulen bleibt gewährleistet.“

Un Wenn WL uNS auf eın feierlich gegebenes Wort des Führers nıcht mehr merlassen
könnten, welche Garantıe hätten WL denn dann och für die Aufrichtigkeit des Ver-
sprechens, „bezüglich des Religionsunterrichtes bleibe ın der Schule alles e1ım
Alten“?]1

Darum wollen WIr unls5 als autrechte deutsche Katholiken mi1ıt allen rechtlichen Mitteln
die Gemeinschaftsschule wehren.

Verweigert jedes Ja un jede Unterschrift, weıl Ihr ıcht mithelfen wollt un!: nıcht
mithelfen dürft der Vernichtung des katholischen Glaubens 1n den Herzen Eurer Kın-
der. Weıst jede solche Zumutung, oft s1e FEuch herankommen mMag, mit er uhe un
Entschiedenheit zurück! Auch, wenn InNnan Fu: droht! Niemand annn dafür gestraft WOCI -

den, dafß gesetzmäßig andelt und spricht. Und die katholische Bekenntnisschule 1St
gesetzmäßfßig!

Eıne Ausführung versteckter der tfener Drohungen seıtens der Werber für die Ge-
meinschaftsschule 1St einfach unmöglich, weıl ungesetzlich! afltt Euch nıcht einschüchtern,
aflst Euch nl iırreführen! Und noch dazu:
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937 0/0 aller katholischen Eltern un Erziehungsberechtigten haben bei unlls 1m Vorjahr
für die Beibehaltung der klösterlichen Lehrkräfte ihre Unterschrift hergegeben. Jetzt geht

ber viel Wichtigeres: Um die Sıcherung und Beibehaltung unNnserecs katholischen
Glaubens beı unserer Jugend!

Darum IT Eure Pflicht, WE damals un Ihr werdet
die katholische Schule für Eure Kınder retiten,
WLLE ıe anderswo wurde, die Eltern
turchtlos Lreu standen!

Verweiıgert jedes Ja“ un jede Unterschrift
für die Gemeinschaftsschule!

Euer Seelsorger
Dr. Stich

Stadtpfarrer

Beilage
Kanzelaufruf des Stadtpfarrers VO  $ Plattling

Am heutigen Tage tindet höchstwahrscheinlich die Abstimmung ber dıe Gemeinschafts-
schule Dieselbe WIFL: wohl durchgeführt werden Ww1e auch 1n anderen Bezirken:
nämlıch 1n folgender Weise: die Kinder werden heute VO  } der ule Zettel mitheimbrin-
gCNH, auf denen noch einmal eine Empfehlung für die Gemeinschattsschule steht un!
ugleich angegeben seın wird, wıe die Eltern abstimmen sollen.

Liebe Eltern! Nun hat die Stunde der Entscheidung geschlagen auch 1n unserer Pfarrei.
Ofrt se1d iıhr Ja durch den hl. Vater, durch die Bischöte und Seelsorger ber die
relig1ösen Gefahren der Gemeinschaftsschulen aufgeklärt worden, oft haben WIr schon
Vor dem Heiland 1M Tabernakel gebetet die Erhaltung der Bekenntnisschule, die eiNZ1g
und allein die Garantıe 1St tür die kath. Erziehung CUCICTI Kınder. Freilich wırd INan euch
versichern und beteuern und gerade heute noch Sanz besonders, daß 1n der Gemeinschafts-
schule alles e1im alten bleibt. Doch, liebe Eltern, WIr bitten un beschwören euch, aßt
euch ıcht täuschen! S0 hat INa  - auch 1N Regensburg hoch Uun! heilıg versichert, un:! Jetzt
dürten die Kınder nicht einmal das Kreuzzeıchen 1n der Gemeinschaftsschule machen, Wwıe

Herr Bischof 1ın seiınem Neujahrs-Hirtenschreiben miıt tiefstem Schmerze teststellen
mußte! Darum aßt euch nıcht iırreführen, bleibet vielmehr test! Es handelt sıch
höchstes und heiligstes Gut, den Glauben unNnserer Kıiınder!

Liebe Eltern! Beherziget das Wort der Schrift „Fürchte dich nıcht VOrLr dem, W 4as du
leiden Wirst, se1 geLIreu bis 1n den Tod, will iıch dir dıe Krone des Lebens geben.“ UÜbrigens
1st euch durch die staatlıchen esetze Gewissenstreiheit zugesichert.

ebt daher auf jeden Fall, INAaS INa  - euch noch 5  9 W as 111a  - will, eUCTEN Wıillen
die Gemeinschaftsschule eindeutig kund! Schreibt eın entschiedenes eın auf den Zettel un!
jefert ıhn ZUr bestimmten Zeıit siıcher ab Nicht abgegebene Zettel werden als Zustimmung
aufgefaßt!

Liebe Eltern! Bleibet fest aut CUCICIHN nein, selbst wWenn INa  - euch nachträglıch auf-
ordern sollte Stimme 7zurückzuziehen! Wır bitten euch ferner, Sagt das, W as euch
jetzt 2A15 Herz gelegt worden 1st, auch allen Eltern, die euch bekannt sınd un!: die Kinder
in der Schule haben!

Liebe Eltern! Denkt Sterbestunde, iıhr heutige Willenskundgebung
Vor dem allheiligen un allgerechten Ott verantworten müßt, der SCSAST hat „Wer miıch
VOT den Menschen bekennt, den will auch ıch bekennen VvVor meinem Vater, der 1m Himmel
ist; wWwWer mich ber VOrTr den Menschen verleugnet, den werde auch ıch vor meınem Vater
verleugnen, der 1m Hımmel 1St.
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